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Das von der Hans Böckler Stiftung mit Unterstützung der IG Metall Bayern geförderte
Forschungsprojekt „Risiken und Chancen der EU-Osterweiterung für die Arbeitnehmer-
Innen am Beispiel der ostbayerisch/tschechischen Grenzregion“ wird vom ISF München
durchgeführt und hat eine Laufzeit vom 1.1.2002 bis 30.9.2003.
Ziel dieses 1. Arbeitsgesprächs war es, das Vorhaben in einem größeren Kreis von Ge-
werkschaftern und Betriebsräten vorzustellen und mit Arbeitnehmervertretern, die vor
Ort mit der EU-Osterweiterung konfrontiert sind, über die wirtschaftliche und arbeits-
marktpolitische Entwicklung in ihrer Region und über ihre Handlungsbedingungen zu
diskutieren. Dabei ging es vor allem auch darum, von den Gesprächsteilnehmern Hin-
weise auf besondere Problemzusammenhänge in den Grenzregionen ebenso wie auf
bisherige Initiativen und mögliche Ansatzpunkte zu erhalten, die sich auf – auch grenz-
3284_dokumentation.doc 30.07.02
überschreitende – Aktivitäten zur Nutzung erweiterungsbedingter Chancen, aber auch
zur Vermeidung oder Bewältigung damit verbundener Probleme und Konfliktpotentiale
richten. Am Arbeitsgespräch nahmen mit einer Ausnahme auch die Mitglieder des von
der Hans Böckler Stiftung einberufenen Projektbeirates teil, der anschließend seine kon-
stituierende Sitzung durchführte.
In der hiermit vorgelegten Dokumentation zum 1. Arbeitsgespräch zum Forschungs-
projekt „Risiken und Chancen der EU-Osterweiterung für die ArbeitnehmerInnen am
Beispiel der ostbayerisch/tschechischen Grenzregion“ werden für die Teilnehmer des
Workshops, für die Mitglieder des Projektbeirats und für weitere Interessierte die dort
vorgetragenen Referate und die wichtigsten Argumentationslinien der Diskussion fest-
gehalten.
Frank Gerlach von der Hans Böckler Stiftung und Elly Glöß von der IG Metall Be-
zirksleitung München begrüßen die Teilnehmer und begründen den hohen Stellenwert
des Projektes angesichts der bevorstehenden EU-Osterweiterung. Dabei gehe es nicht
nur um eine Bestandsaufnahme zu den betrieblichen Anpassungsprozessen und zu den
Handlungsspielräumen der Betriebsräte und Gewerkschaften in den Grenzregionen,
sondern auch darum, Ansatzpunkte für arbeitsmarktpolitische Anpassungsaktivitäten
und Handlungsbedärfe für grenzüberschreitende Entwicklungspfade zu eruieren und
damit Projektergebnisse zu erarbeiten, die den Arbeitnehmern in der Grenzregion die-
nen sollen.
In einem Einführungsreferat stellt Hans Gerhard Mendius vom ISF München das
Projekt vor dem Hintergrund der in der Arbeitsmarktperspektive erwartbaren Auswir-
kungen der EU-Osterweiterung insbesondere im Hinblick auf die ostbayerische Grenz-
region vor (S. 4). Anschließend berichtet Manfred Deiß vom ISF München über den
Sachstand des Projektes und über erste Einschätzungen (S. 22).
Nach einer ausführlichen Diskussion zu diesen Beiträgen der Projektbearbeiter schildert
Artur Horwedel von der IG Metall Bezirksleitung, wie sich gegenwärtig generell die
„Handlungssituation der Arbeitnehmervertreter in der Grenzregion“ darstellt (S. 34). Im
Anschluß daran werden die Ausführungen des Kollegen Joseph Stredula, Vizepräsi-
dent der tschechischen Metallgewerkschaft KOVO, zu „Einschätzungen aus Sicht der
tschechischen Arbeitnehmervertretungen“ (S. 39) sowie die dazu erfolgten Diskussi-
onsbeiträge zusammengefaßt. Abschließend sind die wichtigsten Punkte aus dem Refe-
rat von Udo Fechtner von der Grammer AG einschließlich der dazu vorgelegten Folien
festgehalten, in dem er die „Erfahrungen eines Betriebsrats aus der bayerischen Grenz-
region“ vorstellt (S. 45).
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Hans Gerhard Mendius
Einführung beim 1. Arbeitsgespräch im Rahmen des Projekts
Risiken und Chancen der EU-Osterweiterung für die ArbeitnehmerInnen
am Beispiel der ostbayerisch/tschechischen Grenzregion
am 6. Juni 2002
Ort: Atrium Hotel, Nürnberg
Sehr geehrte Damen und Herrn,
zunächst möchte ich mich auch im Namen meines Kollegen Manfred Deiß und für das
ISF bedanken, dass Sie sich die Zeit genommen haben, an unserem Arbeitsgespräch
teilzunehmen. Unterstützt werden wir heute hier von Ursula Thomas, die bei uns als stu-
dentische Hilfskraft arbeitet. Das Projekt Risiken und Chancen der EU-Osterweiterung
für die Arbeitnehmer am Beispiel der ostbayerisch/tschechischen Grenzregion, das wir
im Auftrag der HBS und mit Unterstützung der IG Metall Bayern durchführen – Kol-
lege Gerlach und die Kollegin Glöß sind darauf bereits eingegangen – läuft sein Anfang
des Jahres. Wir waren mit den angesprochenen Kooperationspartnern der Meinung, dass
wir die Chance der anstehenden konstituierenden Sitzung des Projektbeirats nutzen
sollten, um im Zusammenhang mit der Beiratssitzung und möglichst unter Beteiligung
der Beiratsmitglieder) einen ersten Workshop durchzuführen. Auf diesem Workshop
wollen wir vor allem der Hauptzielgruppe, der betrieblichen und gewerkschaftlichen
Interessenvertretung in den ostbayerischen Grenzregionen, unser Projektkonzept vor-
stellen, über erste Ergebnisse berichten und die weiteren Arbeitsschritte diskutieren. Wir
wollen das Treffen aber auch dazu nutzen, um die vorhandenen Erfahrungen für das
Projekt zu mobilisieren und Anregungen für die weitere Arbeit zu erhalten. Nach einer
Einführung durch mich wird mein Kollege Deiß den „Sachstand“ präsentieren und eini-
ge erste Einschätzungen unsererseits zur Diskussion stellen.
Wir freuen uns, dass es uns gelungen ist, den Kollegen Horwedel, den Koordinator für
regionale Kooperation in Mittel- und Osteuropa der IG Metall Bezirksleitung München,
der bezogen auf unsere Thematik über ein ziemlich einzigartiges Erfahrungswissen ver-
fügt, dafür zu gewinnen, uns aus erster Hand seine Erfahrungen und Einschätzungen
über die Situation der Arbeitnehmervertretungen in der Grenzregion vorzustellen. Genau
so freuen wir uns, dass sich der Kollege Stredula, Vizepräsident der tschechischen Me-
tallgewerkschaft KOVO, bereit erklärt hat, im Anschluß daran die Situation aus der Per-
spektive der dortigen Arbeitnehmervertretungen darzustellen. Im Anschluß an die Bei-
träge wird jeweils die Möglichkeit zu Nachfragen und zur Diskussion bestehen.
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Noch stärker im Vordergrund wird der Erfahrungsaustausch im zweiten Teil unseres
Workshops stehen, bei dem zunächst ein Kollege aus einem ostbayerischen Unterneh-
men mit sehr ausgeprägten Beziehungen in die tschechische Republik und andere ost-
europäische Nachbarstaaten berichten wird. Daran anschließen soll sich dann eine kurze
Befragungsrunde mit den anderen anwesenden Betriebsräte, in der sie berichten sollen,
wie sich die hier diskutierte Thematik für sie und ihre Unternehmen darstellt. Damit –
so denken wir – ist dann sicherlich eine ausreichende Basis gelegt für eine ab-
schließende Diskussion unter allen Anwesenden (lokale und regionale Gewerkschafts-
vertreter, Kolleginnen mit Funktionen im politischen Bereich, Berater, Wissenschaftler.
Zu Beginn unseres Arbeitstreffens möchte ich
1. zum einen über unsere Recherchen und Überlegungen zu den erwartbaren Auswir-
kungen der Osterweiterung insbesondere i2n der Arbeitsmarktperspektive berich-
ten, mit besonderem Akzent auf der Betroffenheit der ostbayerischen Grenzregio-
nen. Dabei stehen Fragen nach den Potenzialen und Risiken von Zu- und Abwan-
derung, von Pendlerströmen, von Einkommensdifferenzen und darauf bezogenem
Lohndumping im Mittelpunkt;
2. zum anderen werde ich dann noch ganz kurz über die Problemstellung, die Projekt-
ziele, Forschungsfelder und -programm sowie über die vorgesehenen Methoden in-
formieren.
3. Im übrigen wollen wir nach Möglichkeit (d.h. sobald sie uns von den Referenten
zur Verfügung gestellt werden) alle hier heute vorgetragenen Beiträge in schriftli-
cher Form zusammenstellen und den Teilnehmern an die Hand geben.
1. Auswirkungen der EU-Osterweiterung auf den deutschen
Arbeitsmarkt
Zu den zu erwartenden Auswirkungen der EU-Osterweiterung auf die deutsche Wirt-
schaft und den deutschen Arbeitsmarkt liegen bisher vornehmlich Ergebnisse aus öko-
nomisch orientierten wissenschaftlichen Studien vor. Sie stützen sich vor allem auf die
Erfahrungen mit bislang erfolgten Erweiterungsschritten der EU (z.B. der Süderweite-
rung) und mit der bereits realisierten engeren wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit ei-
nigen Staaten Mittel- und Osteuropas. Auf diesem Hintergrund wird prognostiziert,
welche Wachstums- und Wohlfahrtseffekte in Handel und Produktion aus der ökonomi-
schen Integration der mittel- und osteuropäischen Ländern für die EU wie auch für die
Länder und Grenzregionen auf beiden Seiten der Erweiterungsgrenzen erwartet werden
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können. Dabei wird nahezu durchgängig davon ausgegangen, daß die ökonomischen
Auswirkungen im allgemeinen positiv sein werden (Weise u.a. 1999, S. 14; Europäische
Kommission 2000; Quaisser u.a. 2000); langfristig – glaubt man – wird sich eine neue
Arbeitsteilung einstellen, die wiederum zu einer größeren Gesamteffizienz der erwei-
terten EU beitragen soll (so die Europäische Kommission 1999, S. 193).
Allerdings bleiben viele Fragen offen, z.B. inwieweit die ökonomischen Vorteile die
Kosten und Beeinträchtigungen durch den zwangsläufigen Strukturwandel überwiegen
(vgl. Weise u.a. 1999), welche Anstrengungen und Einbußen dafür in Kauf genommen
werden müssen, welche Zeitspannen dafür erforderlich sind, wie sich die wohlfahrts-
steigernden Effekte und die dabei unvermeidbaren Negativwirkungen (durch Arbeits-
platzverluste, Einkommenseinbußen etc.) auf die verschiedenen Bevölkerungs- und Be-
schäftigungsgruppen verteilen. Völlig unbestimmt bleibt nicht zuletzt ob und wie si-
chergestellt werden kann, dass dieser Prozeß gesellschaftsverträglich abläuft: auch die
Europäische Kommission rechnet durchaus mit „aufkommenden räumlichen Disparitä-
ten“ (Europäische Kommission 1999, S. 192).
Komplikationen werden vor allem in arbeitsmarktpolitischer Hinsicht und speziell von
der Ausdehnung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer auf die Beitrittsstaaten befürchtet.
Zwar schätzen einzelne Studien den nach einer EU-Osterweiterung zu erwartenden
Einwanderungsdruck weit geringer ein (vgl. etwa Franzmeyer, Brücker 1997), als er
angesichts des erheblichen Gefälles im Pro-Kopf-Einkommen – das z.T. bis zu einem
Verhältnis von 1:10 reichen kann – vielfach thematisiert wird. Mittlerweile geht man
nurmehr von einer Größenordnung der Zuwanderung aus den MOEL in die bisherigen
EU-Staaten um jährlich 335.000 Personen mit dann abnehmender Tendenz aus. Für
Deutschland erwartet die Europäische Kommission ab 2002 anfangs rd. 220.000 Perso-
nen (Europäische Kommission 2000).
Bei der Vielzahl der mittlerweile vorliegenden Prognosen handelt es sich entweder um
großteils hochkomplexe ökonometrische Schätzungen, um Plausibilitätsrechnungen auf
Basis historischer Migrationsresultate oder um Befragungsergebnisse. Auf die Unter-
schiede dieser Analyseansätze und die jeweilige Kritik daran, läßt sich ich an dieser
Stelle nicht näher eingehen. Neuerdings ist von Herwig Birk ein im Auftrag der bayeri-
schen Staatsregierung erstelltes Gutachten vorgestellt worden, das im Unterschied zu
anderen Untersuchungen einen außerordentlich restriktiven Kurs bezüglich der Zuwan-
derung empfiehlt (Birk, 2002).1 Andererseits werden aber auch dem ziemlich diametral
entgegenstehende Positionen vertreten (Oberndörfer 2002).
                                                
1 Im Unterschied zu vielen anderen postuliert Birk, dass die Zuwanderung sich zwar möglicherweise
für die Migranten, keineswegs aber für die aufnehmende Volkswirtschaft lohne. Da uns im Moment
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Betrachtet man die wichtigsten bisherigen Migrationsstudien im Vergleich, so wird –
folgt man einem Kollegen vom IAB (Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung –
Hönekopp 2001) – deutlich, dass insbesondere ältere Ansätze, aber auch ökonometri-
sche Schätzungen mit einiger Vorsicht zu genießen sind. Zum Beispiel werden häufig
unterschiedliche Wanderungsneigungen in den verschiedenen Beitrittsländern nicht
berücksichtigt, überholte Prognosen über die Konvergenz von Einkommen und Brutto-
sozialprodukt als Grundlage genommen oder es wird nicht zwischen unterschiedlichen
Migrationsarten wie temporärer, dauerhafter oder Pendlermigration und vor allem nicht
zwischen Arbeitskräfte- und Gesamtwanderung unterschieden.
Hier nochmals ein zusammengefasster Vergleich über die möglichen Wanderungspo-
tentiale allein aus den Ländern Polen, Rumänien, Slowakei, Tschechien und Ungarn
nach Deutschland nach Einführung der Arbeitskräftefreizügigkeit. Wir beziehen uns
dabei vor allem auf die in jüngerer Zeit vorgelegten ökonometrischen Studien des DIW
(Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung) und des ifo-Instituts München (Institut
für Wirtschaftsforschung) (vgl. dazu die Studien des DIW – European Integration Con-
sortium 2000 und des ifo-Instituts – Sinn u.a. 2001) und auf den dazu erstellten Ver-
gleich des Kollegen Hönekopp vom IAB. Diese Schätzungen sehen wie folgt aus:
Darstellung 1
                                                                                                                                              
nur die Zusammenfassung zur Verfügung steht, läßt sich noch keine endgültige Stellungnahme for-
mulieren.
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Vergleicht man die Zahlen der mittleren Entwicklungsvariante des DIW und der zwei-
ten Variante des IFO bei einem relativen Einkommenswachstum in den Beitrittsländern
von 2 %, so differieren die Berechnungen – je nach Studie bzw. gewähltem Berech-
nungsmodus – wie folgt: Im ersten Jahr liegen die Schätzungen des DIW bei 170.000
und des ifo bei 193.000 Personen; insgesamt werden vom DIW in den ersten 5 Jahren
ca. 700.000 Migranten aus diesen Ländern nach Deutschland erwartet, während das ifo
von ca. 1,15 Mio. Personen ausgeht. In den ersten 10 Jahren liegen die geschätzten Ge-
samtmigrationszahlen bereits bei ca. 1,1 Mio. bzw. bei ca. 2 Mio. Personen, d.h. die
Schätzungen gehen auf längere Sicht doch stark auseinander. Dabei dürfte, wie die Zu-
sammenfassung der Schätzergebnisse in 5-Jahresgruppen deutlich macht, die
Hauptwanderung in den ersten 5 Jahren stattfinden und die Migration dann im Laufe
weiterer 10 Jahre deutlich zurückgehen. Der Hintergrund für diese doch langfristige
Migrationstendenz dürfte darin zu sehen sein, daß die nach wie vor große Kluft zwi-
schen den MOEL und dem Durchschnitt der EU hinsichtlich Bruttosozialprodukt- und
Beschäftigungsniveau auch auf absehbare Zeit bedeutsam bleiben und die Annäherung
der Einkommensniveaus voraussichtlich nur sehr schleppend verlaufen wird (vgl. Euro-
päische Kommission 1999; DIW 2000).
Eine fundierte Einschätzung darüber zu treffen, welche Migrationsschätzungen nun rea-
listischer sind, scheint kaum möglich. Das gilt um so mehr als weitgehend unklar ist,
welche Effekte sich daraus für die zukünftig zu erwartenden Migrationsströmen erge-
ben, daß in den letzten 10 Jahren innerhalb enger Zuzugsregelungen bereits eine nicht
geringe Wanderung erfolgt ist. Außerdem werden all die rechtlichen und behördlichen
Maßnahmen (Stichwort: Übergangsregelungen) und Förderprogramme (Stichwort:
Grenzregionförderung) sowie die verschiedensten Informations- und Kooperationsakti-
vitäten von Verbänden und Politik, von regionalen Initiativen und von den Unterneh-
men vor Ort nicht ohne Wirkung auf das zukünftige Ausmaß von Zuwanderungs- und
Pendlerströmen bleiben. Zu beachten ist allerdings auch, dass mittlerweile gerade in der
CSR sich ein Umschlagen der Positionen in der Zuwanderungsfrage abzeichnet: Wäh-
rend noch bis vor kurzem alle Initiativen der „EU-Altstaaten“ ,die Zuwanderung aus
den Beitrittsländern zu regulieren als diskriminierend wahrgenommen und entsprechend
dagegen agiert wurde, tritt inzwischen der Aspekt, dass eine starke Abwanderung insbe-
sondere von jüngeren Fachkräften nicht zuletzt die Entwicklungschancen des eigenen
Landes stark behindern dürfte in der Vordergrund – der Kollege Stredula wird darauf
vermutlich noch eingehen. Vor diesem Hintergrund scheint eine Einigung auf eine
Übergangsregelung in Fragen Zuwanderung nicht unwahrscheinlich.
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2. Auswirkungen für die Grenzregion Ostbayern
Zu beachten ist, daß sich die Migrationsproblematik für die Grenzregionen im engeren
Sinne nochmals in besonderer Schärfe stellt, die generellen quantitativen Schätzergeb-
nisse für die Wanderung aus den MOEL nach Deutschland nicht geeignet sind, auf die
Grenzregionen übertragen zu werden (Berger 2001). Als Folge einer Freizügigkeit der
Arbeitskräfte wird etwa mit Blick auf das bayerische Grenzland zwar keine „Über-
schwemmung“ durch tschechische Migranten und Pendler erwartet (vgl. auch Alecke,
Untiedt 2001). Dennoch wird angesichts der problematischen Arbeitsmarktsituation im
Norden der bayerischen Grenzregion ein staatlich und behördlich gesteuerter Beitritts-
und Freizügigkeitsprozeß für unabdingbar gehalten (vgl. ebd. S. I ff.).
Die tatsächlich eintretende Zuwanderung hängt von einer Reihe großenteils mittel- und
längerfristig schwer prognostizierbarer Faktoren ab. Neben der wirtschaftlichen Ent-
wicklung beiderseits der Grenzen wird einmal maßgeblich sein, inwieweit die inzwi-
schen vereinbarten Übergangsfristen zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer geeignete
Rahmenbedingungen darstellen. Ferner dürften auch die von der EU für die Grenzre-
gionen aufgelegten Sonderprogramme und deren konkrete Umsetzung erhebliche Be-
deutung entfalten. Auch die regionale Wirtschaftsstruktur in den Grenzregionen und die
Aufnahmefähigkeit der hiesigen Teilarbeitsmärkte bzw. der Ausschöpfungsgrad des
dortigen Erwerbspersonenpotentials sind wichtig. Nicht zuletzt wird aber auch entschei-
dend sein, auf welches „Klima“ dauerhaft oder vorübergehend zuwandernde Arbeits-
kräfte in den deutschen Grenzregionen treffen, Vorkommnisse wie fremdenfeindliche
Übergriffe z.B. wie sie bedauerlicherweise in der jüngeren Vergangenheit mehrfach zu
verzeichnen waren, können fatale Konsequenzen nach sich ziehen. Vor allem wird es
für dieses „Klima“ einen erheblichen Stellenwert besitzen wie Migranten in den Betrie-
ben „aufgenommen“ werden. Dabei können die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen
eine außerordentlich wichtige Rolle spielen. Bei allen aufgeführten Aspekten wäre es
u.E. auch von erheblichem Interesse, der Frage nachzugehen, ob es markante Unter-
schiede zwischen den Grenzregionen zu den verschiedenen betroffenen deutschen Bun-




Gerade auch zwischen den ostbayerischen und tschechischen Grenzregionen bestehen
nach wie vor gewaltige Diskrepanzen hinsichtlich Bruttosozialprodukt, Beschäftigungs-
und Einkommensniveau. So betrug in der tschechischen Republik 1997 bei einem
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, nach Kaufkraft gemessen, von ca. 62 % des EU-
Durchschnitts (Europäische Kommission 1999), das durchschnittliche Pro-Kopf-
Einkommen 1998 ca. DM 7.000,-- im Jahr (Die Mitbestimmung 10/1999); entsprechend
existiert zwischen den bayerischen und den tschechischen Grenzregionen ein erhebli-
ches Einkommensgefälle etwa im Verhältnis 1:8 (vgl. Alecke, Untiedt 2001a, S. 26),
bzw. gemessen an Kaufkraftparitäten im Verhältnis von 1:3 ½ (auch hierzu werden wir
vielleicht vom Kollegen Stredula noch aktuelle Einschätzungen hören). Trotz einer ver-
gleichsweise niedrigen Arbeitslosenquote in Tschechien ist die Beschäftigung dort in-
zwischen vor allem in den bisherigen Industrieregionen Nordböhmen und Mähren wie-
der spürbar zurückgegangen. Auf die im Vergleich zu anderen Regionen in Bayern noch
immer hohen – örtlich zudem sehr unterschiedlichen – Arbeitslosenzahlen in der bayeri-
schen Grenzregion sei hier nur verwiesen (vgl. Berger 2001, S. 51 ff.).
Wichtig ist in die Betrachtung einzubeziehen, dass für eine ganze Reihe von bayeri-
schen Unternehmen seit vielen Jahren Liefer- und Leistungsverflechtungen mit tsche-
chischen Vorlieferanten bestehen; es wurde also schon lange der Weg zu einer wach-
senden gemeinsamen Wirtschafts- und Industrieregion eingeschlagen. Nach einer Zei-
tungsmeldung Ende letzten Jahres äußerte sich der bayerische Wirtschaftsminister da-
hingehend, dass sich in den vergangenen 10 Jahren die Exporte Bayerns in die künftigen
Beitrittsländer fast vervierfacht hätten. Zukünftig wird aufgrund der räumlichen Nähe
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der bayerischen Wirtschaft zu den Beitrittsstaaten im Zuge der EU-Osterweiterung mit
einem Zuwachs von 2,5 % an Wirtschaftsleistung und mit einer Beschäftigungszunah-
me von fast 1% gerechnet.
Der Zuwachs dürfte aber nicht zwingend überwiegend oder auch nur proportional in den
Grenzregionen stattfinden; sehr wohl denkbar ist, dass andere Regionen wie z.B. Mün-
chen und Umfeld mehr Vorteile haben, während die Lasten vor allem in den Grenzre-
gionen anfallen. Diese Diskrepanzen bei der Betroffenheit könnten auch dazu führen,
dass die in Befragungen auf der nationalen Ebene festgestellten Zustimmungsraten zur
Osterweiterung in den jeweiligen Grenzregionen möglicherweise sehr viel niedriger
liegen.
Der Trend zu vermehrten Liefer- und Leistungsbeziehungen der bayerischen Wirtschaft
mit Tschechien ging nämlich auch mit zahlreichen grenzüberschreitende Outsourcing-
Maßnahmen einher, die sich für die Arbeitnehmer und ihre Interessenvertretungen in
manchen bayerischen Unternehmen gerade des Grenzlandes in den letzten zehn Jahren
bereits sehr negativ auswirkten. Es wurden – nicht selten kurzfristig – Teile von Pro-
duktionen in die östlichen Nachbarländer verlagert und es gingen dadurch auch Arbeits-
plätze verloren (Deiß u.a. 1998; Deiß 1998). Hier ist auf den trivialen, aber von „Oster-
weiterungseuphorikern“ nicht immer ausreichend bedachten Umstand zu verweisen,
dass es für die betroffenen Arbeitnehmer nicht in erster Linie darauf ankommt, ob per
saldo (also auf der nationalen Ebene) durch die Osterweiterung zusätzliche Arbeitsplät-
ze entstehen, wenn sie vor Ort Betriebsschließungen oder Personalabbau miterleben
oder die eigenen Arbeitsplätze gefährdet sind oder gar verloren gehen. Derartige Erfah-
rungen aus der Vergangenheit können also sich also durchaus als Hypothek erweisen,
die ein „unvoreingenommenes“ Umgehen mit der Osterweiterung erschweren.
Auf der anderen Seite stellen neuere Untersuchungen fest, dass sich trotz der ver-
gleichsweise fortgeschrittenen grenzüberschreitenden Unternehmenskooperation im
ostbayerisch-tschechischen Raum viele Unternehmen dort noch nicht gezielt auf neue
durch die EU-Erweiterung bedingte Wettbewerbskonstellationen vorbereiten (Riedel
2001, S. 21 ff.), eine Verhaltensweise, die sich immer wieder auch bei anderen Anlässen
findet, die eigentlich frühzeitiges Handeln nahelegen würden. Dabei werden nach dem
EU-Osterweiterungsschritt doch erhebliche Auswirkungen für die bestehenden Arbeits-
und Dienstleistungsmärkte in der ostbayerischen Grenzregion erwartet (vgl. dazu auch
Berger 2001). Zu berücksichtigen ist, dass von den gegenwärtig in Deutschland bereits
beschäftigten knapp 16.000 Arbeitskräften mit tschechischer Staatsangehörigkeit allein
fast zwei Drittel im bayerischen Raum arbeiten; von diesen wiederum reisen gut ein
Drittel als Pendler ein (lt. Statistik des Landesarbeitsamts Bayern zum 30.6.1999). In-
zwischen wird davon ausgegangen, dass nach dem EU-Beitritt der MOEL bei voller
Freizügigkeit allein aus Tschechien mit einem Pendleraufkommen von 50.000 Personen
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gerechnet wird. Hinzukämen innerhalb von 15 Jahren mehr als 110.000 Zuwanderer aus
den MOEL nach Ostbayern (zu einer aktuellen Einschätzung – auch auf Basis der Re-
sultate einer neueren Studie aus der tschechischen Republik – wird mein Kollege Deiß
gleich etwas sagen).
Inwieweit die zuletzt genannten Zahlen einigermaßen realistisch sind, ist schwer zu be-
antworten. Denn es ist offen, inwieweit sich der Bremseffekt bestimmter Übergangsfri-
sten, Veränderungen in den Einkommensniveaus, Verschiebungen in den Wirtschafts-
standorten aber auch eine sich wandelnde Position in den „Abgabeländern“ zur Migrati-
on (s.o.) etc. im Verlauf solcher Übergangszeiten auf die jetzt konstatierte Migrations-
neigung der Arbeitskräfte und ihrer Familien auswirken werden. Jedenfalls rechnet of-
fenbar auch der bayerische Wirtschaftsminister mit einem starken Verdrängungsdruck
auf den Arbeitsmärkten.
3. Lohndumping?
Spätestens jetzt sind wir beim Thema Lohndumping, bei dem selbstverständlich die
Arbeitnehmer besonders hellhörig werden. Denn Lohn- und Gehaltsdifferenzen werden
als größter ökonomischer Wanderungsanreiz insbesondere für Pendler angesehen da sie
ihr im Ausland erworbenes Einkommen tendenziell mit einem vielfachen an Kaufkraft
Zuhause verwenden können, eine Annahme, die – wie neuere Untersuchungen zeigen –
allerdings nicht für alle regionalen Bereiche und auch nicht für alle Warenmärkte und
Warengruppen gleichermaßen zutrifft. Dennoch spielen Einkommensunterschiede die
wohl gewichtigste Rolle für Pendler und Migranten, aber auch für die Arbeitgeber,
wenn sie hier Arbeitsplätze an ausländische Arbeitskräfte vergeben, die bereit sind, zu
geringeren Löhnen zu arbeiten, oder wenn sie Arbeitsplätze und Standorte ins Nach-
barland verlagern, wo geringere Lohn- und ggf. geringere Lohnnebenkosten anfallen.
Naturgemäß verfügt man kaum über Informationen oder gar konkrete Daten zum Phä-
nomen Lohndumping und es bestehen auch unterschiedliche Vorstellungen darüber, ab
wann man von Lohndumping reden kann bzw. inwieweit Lohndumping nicht lediglich
die legitime Nutzung von Faktorkostenunterschieden darstellt. Gleichwohl sind auch
wir schon früher, u.a. im Rahmen von Expertengesprächen im ostbayerischen Bereich,
auf Erscheinungsformen des Lohndumping im weitesten Sinne gestoßen (sei es, dass
Unternehmen versuchen, bisher tarifgemäß bezahlte Mitarbeiter durch schlechter ge-
stellte Arbeitskräfte zu substituieren oder dass nicht tarifgebundene Betriebe Arbeits-
kräfte von jenseits der Grenze zu erheblich schlechteren Konditionen einzustellen, sei
es, dass arbeitsintensive Produktionsprozesse in Billiglohnländer verlagert werden etc.).
Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass durch die stärkere Öffnung der Grenzen für
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freizügige Arbeitskraft Praktiken des Lohndumping einen besonderen Anschub erhalten
könnten.2 Ergebnisse einer zu den Handlungserfordernissen für das bayerische Grenz-
land im Zuge des geplanten EU-Beitritts der tschechischen Republik erstellten Studie
(Berger) machen deutlich, dass Ängste gegenüber der Osterweiterung u.a. auf vielfach
in den Grenzregionen gemachte schlechte Erfahrungen mit Lohndumping (neben
Schwarzarbeit und unerlaubter Arbeitnehmerüberlassung) zurückzuführen sein dürften.
Allerdings spricht viel dafür, dass sich die Problematik in den ostdeutschen Grenzregio-
nen vor allem zu Polen noch sehr viel schärfer darstellen wird, weil untertarifliche Be-
zahlung hier ohnedies weiter verbreitet sein dürfte als in Bayern und es eine Tradition
der regelmäßigen Verbandszugehörigkeit der Arbeitgeber und der verhältnismäßig um-
standslosen Anwendung von tarifvertraglichen Regelungen hier nach 1990 überhaupt
nicht erst entstanden ist
Schon seit längerem wird darauf hingewiesen, dass dieser zunehmende Wettbewerbs-
druck um Arbeitsplätze am ehesten die Bereiche des Handwerks, die Baubranche sowie
die personennahen Dienstleistungen betreffen wird. Dementsprechend kommt die er-
wähnte Studie (Berger) zu dem Ergebnis, dass sich das Pendlerproblem vorrangig in
arbeitsintensiven Branchen auswirken dürfte, dass aber – mit Ausnahme des Baube-
reichs – keine branchenspezifische Gefährdung der heimischen Arbeitsplätze erwartet
wird. Auch hätten sich Arbeitskräfteverdrängungseffekte bisher kaum auf bestimmte
räumliche Bereiche konzentriert. Gleichwohl wird betont, dass zukünftig durch wach-
sende Einpendlerzahlen durchaus in wirtschaftlich besonders gebeutelten Regionen der
Problemdruck weiter verstärken könnte. Dies gilt vor allem für das regionale Zentrum
von Hof, in dessen Arbeitsamtsbezirk zwischen 1990 und 1998 über 6000 Arbeitsplätze
in der feinkeramischen Industrie und fast 6000 Arbeitsplätze in der Textil- und Beklei-
dungsindustrie verloren gegangen sind, könnte aber nicht zuletzt in den östlichen Bun-
desländern Entsprechungen finden.
Gerade weil unklar ist, wo und in welchem Ausmaß es bereits bisher Verdrängungsef-
fekte durch tschechische Pendler gegeben hat, wird durchaus sinnvollerweise gefordert,
dass zukünftig genaue und regionalisierte Arbeitsmarktanalysen in den ostbayerischen
und böhmischen Grenzgebieten erstellt werden müssen, um sich besser auf den Beitritt
der MOEL und die Freizügigkeit der Arbeitskräfte vorbereiten zu können. Denn nur auf
der Basis zutreffender Kenntnisse über die jeweiligen Qualifikationsbedärfe in Bayern
und Böhmen, die Qualifikationsprofile potenzieller Pendler und deren Migrationsziele
lassen sich wirksam und adäquat begleitende Maßnahmen für die Teilregionen, die Un-
ternehmen und ihre Beschäftigten mit dem Ziel zu für beide Seiten attraktive Lösungen
                                                
2 Vor diesem Hintergrund stellt sich auch die Frage, ob die in allerjüngster Zeit verstärkt angedroh-
ten, z.T. auch bereits vollzogenen auftretenden Austritte bayerischer Unternehmen aus dem Arbeit-
geberverband auch in der Perspektive so künftig leichter billigere Arbeitskräfte aus den Beitritts-
staaten einsetzen zu können, zu sehen sind.
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zu kommen entwickeln und nur über eine auf solchen seriösen Informationen beruhende
Aufklärung der Betroffenen besteht die Chance zu verhindern, dass sich unbegründete
Befürchtungen einstellen oder verstärken und zu Blockierungshaltungen führen. Wenn
von bayerischer Regierungsseite, verlautbart wird, dass dem Verdrängungsdruck mit
einer besseren Ausbildung und Qualifizierung entgegengewirkt werden soll, dann sind
zur zielgenauen Gestaltung solcher Ansätze zunächst eben auch derartige regionalisierte
Analysen erforderlich. Das Ziel darf sich aber nicht darauf beschränken „Verdrängung
zu verhindern“, „Lohndumping zu vermeiden“, Zuwanderung zu regulieren“ usw. son-
dern es muss darum gehen Konzepte für eine produktive und kooperative Arbeitsteilung
zu entwickeln, die den Regionen beiderseits der Grenze zu Gute kommt. In diesem Zu-
sammenhang sei nochmals darauf hingewiesen, dass sich für die Durchführung von
Maßnahmen, aber bedingt auch für die zu ihrer Konzipierung und Erprobung notwendi-
gen Untersuchungen die zahlreichen Förderprogramme, insbesondere das Ziel II-
Programm des Strukturfonds und das Interreg-IIIA-Programm der EU nutzen lassen.
4. Ein vorläufiges Fazit
Vor dem Hintergrund dieser Untersuchungsergebnisse, Experteneinschätzungen und
Überlegungen gehen wir bei der Betrachtung der arbeitsmarktpolitischen Wirkungen
der EU-Osterweiterung mit Blick auf unser Projekt zusammenfassend von folgenden
Annahmen aus:
• Mit der Zuwanderung können sich einerseits aus Sicht der deutschen Unternehmen
positive Effekte verbinden, wie z.B. die zumindest partielle Verringerung des viel-
fach behaupteten, allerdings meist überschätzten oder bewußt dramatisierten Fach-
kräftemangels, der noch dazu sehr viel eher in den Ballungszentren als in den
Grenzregionen anzutreffen ist. Ebenfalls denkbar sind Beiträge zur Stabilisierung
des deutschen Sozialversicherungssystems. Hier ist allerdings zu bedenken, dass es
hier sehr unterschiedliche Wirkungen geben kann, je nachdem welchem Zeithori-
zont man operiert. So können einwandernde oder einpendelnde Arbeitnehmer zwar
zunächst die Einnahmenseite verbessern, auf der anderen Seite erwerben sie damit
zugleich aber auch Leistungsansprüche. Wie der Saldo letztlich aussieht hängt von
einer Reihe von Faktoren ab und wird überaus kontrovers beurteilt (Birk z.B. er-
rechnet für Zuwanderer bei einer Aufenthaltsdauer unter 10 Jahren einen Über-
schuss von empfangenen Zahlungen über die geleisteten von 4.631 DM pro Jahr
pro Person, der bei 10-25 Jahren Aufenthaltsdauer auf 2603 DM sinken und erst ab




• Auch Auswirkungen auf die Alterung unserer Bevölkerung insgesamt und auf die
des Erwerbspersonenpotentials sind zu erwarten. Auch hier gibt es deutlich unter-
schiedlich Erwartungen, feststehen dürfte allerdings, daß die Zuwanderung die ra-
sante Alterung sowohl bei der deutschen Gesamtbevölkerung als auch bei ihrem
ebenfalls älterwerdenden (und zugleich schrumpfenden) erwerbstätigen Teil nur
etwas abmildern, keineswegs aber kompensieren kann. Der zu erwartende rasch
steigende Anteil an Älteren und an pflegebedürftigen Menschen wird im übrigen
dazu führen, dass voraussichtlich nicht zuletzt Arbeitskräfte für diesen Bereich aus
den MOEL angeworben werden, zumal hier die vielfach diskutierte Hürde niedri-
gerer Produktivität kaum bestehen und die Bereitschaft niedrigere Einkommen zu
akzeptieren um so stärker durchschlagen dürfte.3
• Auf keinen Fall liefert aber die zu erwartende Einwanderung aus den osteuropäi-
schen Staaten aber irgendeine plausible Begründung dafür daraus – wie durchaus
üblich abzuleiten, daß die notwendigen und möglichen umfassenden Maßnahmen,
die erforderlich sind um dem unaufhaltsamen demographischen Strukturbruch ge-
recht zu werden (er wirkt sich übrigens gerade in neuen Bundesländern besonders
drastisch aus, u.a. wegen Binnenmigration in den Westen, überdurchschnittlich
stark rückläufiger Geburten raten usw.) unterbleiben oder zumindest weiter hinaus-
geschoben werden könnten (vgl. dazu Buck, Kistler, Mendius 2002, die Broschüre
kann kostenlos über www.demotrans.de oder über www.isf-muenchen.de bestellt
werden).
• Andererseits können derartige Migrationsströme einschließlich der allerdings
schwer einschätzbaren Pendlerbewegungen, zu erheblichen wirtschafts- und ar-
beitsmarktpolitischen Problemen führen, wenn sie nicht oder unzureichend gesteu-
ert verlaufen. Dies ist besonders bedeutsam, wenn sich die Pendlerströme sehr un-
terschiedlich auf grenznahe Städte und ländliche Gebiete aufteilen. Ähnliches gilt
für die grenzüberschreitende Nachfrage bzw. Angebot von nicht ortsgebundenen
Dienstleistungen und für die Auswirkungen der Dienstleistungsfreiheit auf die in
den Grenzregionen angesiedelten mittelständischen Betriebe und deren Beleg-
schaften.
• Es gibt Vermutungen, dass die potentiellen Wohlfahrtsgewinne insgesamt breiter
gestreut sein werden oder vor allem andere Gruppen betreffen als die Anpassungs-
lasten, die sich auf bestimmte Sektoren und Arbeitskräftegruppen konzentrieren
                                                
3 Allerdings spricht viel dafür, daß die Migration in den Gesundheits- und Pflegeberufen die unmit-
telbaren Grenzregionen nicht in besonderer Weise betreffen wird. Ob es dagegen auch zu einem
„Export“ von älteren Pflegebedürftigen durch die Pflegeeinrichtungen in die MOEL-Staaten kommt,
wie er sich z.B. in südlichere Nachbarstaaten bereits abzeichnet und dadurch dort zusätzliche Ar-
beitsplätze geschaffen werden können, ist derzeit noch nicht abzusehen.
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dürften (Weise u.a. 1999); dies könnte zu besonderen Komplikationen führen, vor
allem wenn die Belastungen von den Betroffenen viel rascher zu spüren sein wer-
den als die Wohlfahrtsgewinne.
• Werden nicht rechtzeitig und ausreichend geeignete „Begleitmaßnahmen“ der Pro-
blemanalyse, der Zusammenarbeit, der Qualifizierung etc. gemeinsam und über die
Grenzen hinweg vorbereitet und auf den Weg gebracht, ist zu befürchten, daß sich
die wohlfahrtssteigernden Effekte verzögert oder in verringertem Umfang einstel-
len. Solche „Begleitmaßnahmen“ stellen zugleich auch eine notwendige Vorausset-
zung dafür dar, daß zusätzliche neuartige, den veränderten Bedingungen der EU-
Erweiterung adäquate Arbeitsplätze geschaffen werden können.
• Auf dem Wege der grenzüberschreitenden Kooperation entwickelte Steuerungs-
formen können entscheidend dazu beitragen, dass unnötige oder überzogene Frei-
zügigkeitshemmnisse vermieden werden, die das Voranschreiten der Integration
der osteuropäischen Länder und die für beide Seiten angestrebten Wohlfahrtsver-
besserungen erschweren.
• Insgesamt gehen wir davon aus, daß eine Ungleichverteilung von Lasten und Ge-
winnen innerhalb der Bevölkerung nicht ausgeschlossen ist – eine faire Beteiligung
der Arbeitnehmer setzt daher gezielte Aktivitäten voraus. Soviel zu unserer Pro-
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Sachstandsbericht zum Projekt „Risiken und Chancen der EU-Osterweiterung für die
ArbeitnehmerInnen am Beispiel der ostbayerisch/tschechischen Grenzregion“ und erste
Einschätzungen
im Rahmen des 1. Arbeitsgesprächs am 6. Juni 2002 im Atrium-Hotel, Nürnberg.
Sehr geehrte Damen und Herren,
im folgenden möchte ich Ihnen einige Ausführungen zum Projektstand sowie erste Ein-
schätzungen aus unseren bisherigen Arbeiten vortragen.
1. Projektstand
Wie bereits deutlich geworden sein dürfte, befinden wir uns zur Zeit am Ende der Vor-
bereitungsphase bzw. kurz vor den ersten Arbeitsschritten der Empiriephase des Pro-
jekts. Bis heute haben wir vor allem folgende Arbeitsschritte durchgeführt:
Wir haben einschlägige Materialien, Projektberichte und Beiträge, und zwar sowohl auf
Bayern wie auf Tschechien bezogen, gesichtet, insbesondere im Hinblick auf die Ent-
wicklungen in den Grenzregionen; neben den üblichen Arbeiten wie die Erstellung von
Flyern, von Frageleitfäden usw. haben wir das Projekt auf verschiedenen einschlägigen
Tagungen vorgestellt und darüber referiert.
Ferner haben wir das Projekt den Bevollmächtigten der in den bayerischen Grenzregio-
nen gelegenen Verwaltungsstellen, dem Kollegen Bahl als bayerischem DGB-Vertreter
sowie dem Kollegen Stredula von der tschechischen Metallgewerkschaft präsentiert und
mit ihnen erste projektbezogene Gespräche geführt. Weitere intensive Gespräche fanden
bereits in den Verwaltungsstellen Amberg und Regensburg statt sowie nicht zuletzt mit
dem Kollegen Horwedel als einem, der täglich mit Fragen und Problemen der Arbeit-
nehmervertretungen in der bayerisch/tschechischen Grenzregion befaßt ist.
Im Rahmen dieser verschiedenen Gespräche konnten wir nicht nur erste Kontakte zu
potentiellen Gesprächspartnern herstellen, wir haben auf dieser Grundlage dann auch
gemeinsam mit der Bezirksleitung München Überlegungen darüber angestellt, auf wel-
che Grenzregionen wir am besten unsere empirischen Erhebungen konzentrieren, und
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uns aufgrund dessen vorläufig auf die Bereiche Amberg und Regensburg festgelegt, was
nicht ausschließt, daß wir ergänzende Interviews auch in den anderen Grenzregionen
Ostbayerns durchführen werden.
Parallel zu diesen Arbeiten haben wir dann in Koordination mit IG Metall Bezirkslei-
tung und Hans Böckler Stiftung diesen ersten Betriebsräte-Workshop vorbereitet, den
wir mit der ersten Sitzung des Projektbeirats verbunden haben. Neben der Möglichkeit
hier unser Projekt vor einem größeren Kreis von Arbeitnehmervertretern präsentieren zu
können, hat der Workshop für uns zum jetzigen Zeitpunkt gewissermaßen eine doppelte
Scharnierfunktion:
• als Rückkopplung erster Einschätzungen, aber auch von Fragen unsererseits an
Betriebsräte, Gewerkschafter, Wissenschaftler und andere Experten, die in unter-
schiedlicher Weise mit der Thematik befaßt sind und
• als Ausgangsbasis für die ersten Arbeitsschritte der Empiriephase, für die wir uns
zahlreiche Hinweise erhoffen.
2. Überlegungen zur Auswahl der Grenzregionen
Wie bereits erwähnt, haben wir Überlegungen darüber angestellt, welche beiden Grenz-
regionen im Zuge der notwendigen Konzentration der Arbeiten sich als Schwerpunkte
für unsere empirischen Erhebungen am meisten anbieten und wo daher die geplanten
Kurzfallstudien und Interviews mit Vertretern von Unternehmen, Betriebsräten und
Gewerkschaftern und anderen Experten durchgeführt werden sollen. Gleichzeitig sollen
dann auch soweit möglich in den gegenüberliegenden Grenzregionen Tschechiens ge-
eignete Gesprächspartner gesucht werden. Im Ergebnis haben diese Überlegungen, die
auch von den Gesprächspartnern bei der IG Metall geteilt werden, bisher dazu geführt,
daß wir uns auf die Grenzregionen konzentrieren, in denen die Verwaltungsstellenberei-
che Amberg und Regensburg liegen, insbesondere auch auf die dortigen grenznahen
Bereiche.
Die Gründe für diese Auswahl sind vor allem folgende:
• Im Raum der Grenzregion Regensburg gibt es viele Unternehmen, in denen
tschechische Arbeitnehmer arbeiten. In einzelnen Betrieben sind es bis zu 40 % der
Belegschaft. In dieser Region, die sich durch ein permanentes Wachstum der ge-
werkschaftlichen Mitgliederzahlen, z.T. bedingt durch eine kontinuierliche Indu-
strieansiedlung auszeichnet, gibt es auch viele Unternehmen, die starke wirtschaft-
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liche Verflechtungen mit Tschechien aufweisen, von denen aber auch zahlreiche
Produktionsverlagerungen ausgingen. Entsprechend verfügen sie auch über vielfäl-
tige Beziehungen zu Tochterfirmen und Joint Ventures in Tschechien. Während
diese Unternehmen in der Regel tarifgebunden sind und über Betriebsräte verfügen,
finden sich insbesondere im grenznahen Raum zahlreiche, durchaus nicht immer
kleine Unternehmen, die nicht tarifgebunden sind; in einem Großteil dieser Betrie-
be gibt es auch noch viele Arbeitnehmer, die in den unteren Lohngruppen beschäf-
tigt sind. Obwohl diese grenznahe Region nur eine kurze geographische Grenze zu
Tschechien aufweist, sind gerade hier tschechische Pendler weit stärker als in den
anderen Gebieten der Grenzregion Regensburg vertreten. In diesem Gebiet werden
aber auch besonders für die Handwerksbetriebe zukünftig größere Probleme be-
fürchtet aufgrund einer Zunahme von Pendlern, die zu niedrigeren Löhnen arbeiten,
oder wegen dann möglicher Billigangebote tschechischer Firmen. Es gibt in dieser
Grenzregion also mehrere Ansatzpunkte, um unseren Fragestellungen nach gehen
zu können; auch ist zu vermuten, daß in den Unternehmen mit tschechischen Ge-
schäftsbeziehungen von den Arbeitnehmervertretungen vielfältige Erfahrungen ge-
sammelt werden konnten über Probleme und über Ansatzpunkte, wie damit umzu-
gehen wäre.
• Im Vergleich zur Region Regensburg weist der Raum Amberg eine ungünstigere
Beschäftigungssituation auf, verfügt aber umgekehrt über eine sehr viel längere
Grenze zum tschechischen Nachbarn. Darüber hinaus werden in der Region Ober-
pfalz trotz zahlreicher und erfolgreicher Neuansiedlungen von Firmen und trotz der
Gründung einer Fachhochschule erhebliche qualifikatorische Defizite gesehen auf-
grund des massiven Strukturwandels in der Region, die eben bisher hauptsächlich
durch Monostrukturen wie Eisen und Stahl, Gießereien, Glas und Keramik geprägt
war. Zudem haben auch hier in den letzten Jahren zahlreiche Produktionsverlage-
rungen vor allem auch in Richtung Tschechien stattgefunden. Es ist davon auszu-
gehen, daß sich deshalb in der Region viele Unternehmen und Betriebsräte mit den
Fragen, die sich aus der Grenznähe ergeben und die mit der Osterweiterung eine
Intensivierung erfahren dürften, seit längerem beschäftigen. Da sich hier noch ver-
schiedene holzverarbeitende Unternehmen befinden, lassen sich auch mit Blick auf
diese Branche ggf. für unsere Thematik spezifische Aspekte verfolgen. Probleme
werden vor allem für das hiesige Handwerk erwartet, das gegenwärtig besonders
schlecht dasteht. Die Gründe dafür liegen darin, daß wegen der nach einem Beitritt
möglichen Niederlassungsfreiheit für tschechische Unternehmen in Bayern, aber
auch wegen der dann eröffneten Möglichkeit, von Tschechien aus Produkte und vor
allem auch Dienstleistungen hier anzubieten, verstärkt mit der Konkurrenz von
Billigangeboten gerechnet wird. Auch bestehen Bedenken, daß es zu einem erheb-
lichen Fördergefälle hinsichtlich der Bereitstellung von EU-Mitteln zwischen der
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bayerischen und der tschechischen Grenzregion kommen könnte, was die Wettbe-
werbsfähigkeit der ostbayerischen Betriebe noch mehr beeinträchtigen könnte.
 Es ist also davon auszugehen, daß auch in dieser Region zahlreiche Ansatzpunkte
für unsere Projektfragestellung gegeben sind und wir verschiedene Experten in
Unternehmen, auf Betriebsratsebene, in der Regionalpolitik usw. vorfinden werden,
die sich mit den hier thematisierten Fragen seit längerem intensiv befassen.
• Natürlich spielen solche Fragen in den anderen Grenzregionen Ostbayerns eben-
falls eine wichtige Rolle. Allerdings gibt es in Ostoberfranken mit seinen generell
großen wirtschaftlichen und Beschäftigungsproblemen kaum (noch) Unternehmen
im Metallbereich. Auch scheint des Problem der Osterweiterung dort allein schon
wegen des geringen Bedarfs an billigen Arbeitskräften für Industriebetriebe weni-
ger thematisiert zu werden und stärker im Zusammenhang mit Dienstleistungen ge-
sehen zu werden. Im Raum Coburg wiederum, der keine unmittelbare Grenze zu
Tschechien aufweist, haben zwar einige der dort ansässigen Unternehmen in
Tschechien, aber eher im dortigen Osten investiert, so daß die Auswirkungen der
Osterweiterung auf die Grenzregionen von hier aus besonders schwer einzuschät-
zen sein dürften. Obwohl auch im Raum Passau zahlreiche Unternehmen mit
Tschechien Joint Ventures und Verlagerungen durchgeführt haben, werden dort
eher weniger Pendler erwartet und die Hauptprobleme mehr im Dienstleistungs-
sektor und im Nichtmetallhandwerk gesehen. Wir denken daher, daß wir unter dem
Gesichtspunkt, unsere Projektarbeiten räumlich konzentrieren zu müssen, in den
Regionen Amberg und Regensburg geeignete Voraussetzungen vorfinden, um un-
seren Fragen, durchaus auch hinsichtlich differenzierter Handlungssituationen in
unterschiedlichen Unternehmen, Branchen und Einzelregionen, umfassend nachge-
hen zu können. Dies schließt nicht aus, daß wir einzelne ergänzende Interviews
auch in den anderen Regionen durchführen werden, zumal im Rahmen unserer
Workshops Zwischenergebnisse des Projekts natürlich an die Gewerkschaftsver-
treter aller Grenzregionen zurückgespielt werden.
3. Zu den nächsten Arbeitsschritten
Wir befinden uns also gegenwärtig beim Einstieg in die intensiveren empirischen Erhe-
bungen vor Ort. Ohne den heutigen Informationen, Diskussionsbeiträgen und Hinwei-
sen vorgreifen zu wollen, beabsichtigen wir, möglichst bald thematisch übergreifende
Gespräche mit einschlägig befaßten überbetrieblichen Experten aus den Grenzregionen
zu führen und – zusammen mit den Kollegen von den Verwaltungsstellen – geeignete
Unternehmen und Gesprächspartner im Raum Amberg und Regensburg auszuwählen,
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bei denen wir dann vor Ort die empirischen Erhebungen durchführen können. Parallel
dazu wäre auch die Kontaktaufnahme zu tschechischen Gesprächspartnern in die Wege
zu leiten. Nicht zuletzt planen wir mindestens einen weiteren Workshop, der voraus-
sichtlich Anfang 2003 stattfinden könnte und auf dem dann über ausgewählte empiri-
sche Erfahrungen und Ergebnisse sowie nach Möglichkeit über Beispiele von Ansätzen
zur Vorbereitung auf die EU-Osterweiterung berichtet werden soll.
4. Erste Einschätzungen
Im Verlaufe der bisherigen Arbeiten haben sich vor dem Hintergrund unserer bisherigen
Annahmen einige, z. T spezifische Einschätzungen und Fragen ergeben, von deren Dis-
kussion bzw. Beantwortung wir erhoffen, daß sie für unsere nächsten Projektarbeiten
weiterführende Hinweise liefern.
4.1 Migrationsdruck und Pendlermigration werden generell für weniger
problematisch gehalten als ursprünglich befürchtet
Schon in unserem Antrag hatten wir darauf hingewiesen, daß trotz aller bisherigen wis-
senschaftlichen Untersuchungen und Stellungnahmen von Verbänden und Politik die
Frage nach den arbeitsmarktrelevanten Auswirkungen erweiterungsbedingter Zuwande-
rungs- und Pendlerströme im allgemeinen nur generell beantwortet wird. Die Aussagen
sind oft ungenau und diffus und bleiben hinsichtlich Ausmaß und Reichweite z.T. spe-
kulativ.
Zwar gingen, wie von meinem Kollegen Mendius soeben erwähnt, Experten bereits
letztes Jahr davon aus, daß für das bayerische Grenzland durch eine für Tschechien er-
teilte Arbeitnehmerfreizügigkeit keine „Überschwemmung“ mit Migranten und Pend-
lern erwartet wird. Dies bedeutet freilich nicht, daß der Zustrom solcher Personen nicht
doch regional und lokal sehr unterschiedlich ausfallen kann. Auch bedeutet der Einsatz
von Migranten und Pendlern nicht in jedem Fall, daß es dadurch zu Verdrängungsef-
fekten auf dem Arbeitsmarkt kommt, zumal dann, wenn sie Arbeiten durchführen, für
die auf dem heimischen Arbeitsmarkt keine Arbeitskräfte zu bekommen sind; entspre-
chend wurde vor zwei Jahren in einer Studie festgestellt, daß insgesamt gesehen bislang
die Arbeitskräfte aus den MOEL mit den deutschen Arbeitnehmern nicht im Wettbe-
werb gestanden sind, sieht man einmal von der Bauwirtschaft ab (Langewiesche 2001,
Hönekopp 2000).
Zudem kann man aufgrund unserer bisherigen Recherchen und Gesprächen den Ein-
druck gewinnen, daß vielfach davon ausgegangen wird, daß der größte Teil der zu er-
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wartenden Migration, ob als Dauermigration oder als Pendlermigration, bereits in den
letzten Jahren erfolgt ist, daß also nach dem Beitritt Tschechiens zur EU sich der Mi-
grationsstrom nach Bayern nur wenig verstärken dürfte. Dies lassen Aussagen von Ex-
perten vermuten, die darauf hinweisen, daß die tschechischen Arbeitnehmer, die dazu
am ehesten bereit waren, dies schon in den vergangenen Jahren gemacht haben. Dabei
sei auch wichtig, daß inzwischen in Tschechien erkannt worden sei, daß es darauf an-
käme, die Fachkräfte im eigenen Land zu behalten, um ein Ausbluten der Arbeitsmärkte
zu verhindern.
Auf eine geringe Migrationsneigung verweist auch eine jüngst erschienene tschechische
Studie (Vavreckova u.a. 2002), die auf einer repräsentativen Befragung von Personen
aus den an der deutschen Staatsgrenze gelegenen tschechischen Grenzgebieten basiert:
Danach arbeiten bereits heute sehr viel weniger tschechische Staatsbürger mit hiesigem
Wohnsitz sowie Pendler in Deutschland als hier gemeinhin angenommen wird, vor al-
lem ist deren Anteil bis heute stark rückläufig:
So hat sich zum einen die Zahl der offiziell in Deutschland beschäftigten tschechischen
Staatsbürger, die vorrangig in Bayern tätig sind, inkl. Saisonarbeitnehmer, aber ohne
Pendler, von 12000 in 1993 auf ca. 2500 in 2001 kontinuierlich reduziert; diese arbeiten
überwiegend auf unqualifizierten und gering qualifizierten Arbeitsplätzen, vor allem
auch in Tätigkeiten, für die sich keine einheimischen Arbeitskräfte finden lassen. Für
die Pendlerströme gibt es leider keine genauen Zahlen, aber auch hier wird davon aus-
gegangen, daß sich die Zahl seit 1992 stark verringert hat, derzeit werden insgesamt an
den östlichen Grenzen Deutschlands 5000 Pendler vermutet.
Zum anderen weisen die Befragungsergebnisse darauf hin, daß von allen Befragten, von
denen nur 20 % als theoretisch migrationswillig einzustufen waren, allenfalls 1/10, also
2 % langfristig auswanderungswillig sind, während von allen Migrationswilligen knapp
30 % Interesse an einer Pendlertätigkeit äußerten (also 6 % aller Befragten). Dabei wä-
ren fast alle nur bereit, dafür in einer Entfernung von höchstens 50 km zu arbeiten.
Tschechische Experten gehen der Studie entsprechend davon aus, daß nach einem Bei-
tritt die Pendlerzahlen gleichbleiben oder eher noch zurückgehen werden, allenfalls sei
lokal mit einem Anstieg zu rechnen.
Diese tschechischen Befragungsergebnisse bestätigen zunächst die auch hier nicht sel-
ten geäußerte Einschätzung, daß der Migrationsdruck und die zu erwartenden Pendler-
ströme nicht als alarmierend zu betrachten wären. Vor allem sei davon auszugehen, daß
die meisten tschechischen Arbeitskräfte überhaupt nicht auswandern wollten. Dauermi-
gration werde eher weniger zu erwarten sein; wenn überhaupt, dann dürften tschechi-
sche Arbeitskräfte vor allem als Pendler nach Bayern kommen. Dabei wird aber auch
darauf hingewiesen, daß die Migrationseffekte eher regional und sektoral differenziert
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auftreten dürften; sie könnten daher ebenso wie andere erweiterungsbedingte Probleme
sehr viel mehr lokal oder für bestimmte Branchen zu Schwierigkeiten führen.
4.2 Anforderungen und Probleme können sich regional deutlich unterscheiden,
insbesondere zwischen grenznahen und grenzfernen Gebieten der ostbaye-
rischen Grenzregionen
Auch in unseren ersten Expertengesprächen wurde zum Ausdruck gebracht, daß die
durch die Osterweiterung zu befürchtenden Probleme stärker in den grenznahen Räu-
men als in den weiter von der Grenze entfernten Gebieten innerhalb des Verwaltungs-
stellenbereichs diskutiert würden. Von daher ist zu vermuten, daß sich die Anforderun-
gen an die Unternehmen und an die Betriebsräte aus der EU-Osterweiterung regional
sehr unterschiedlich darstellen werden. So dürfte sich nicht nur der bei freiem Verkehr
von Waren und Dienstleistungen verschärfte Wettbewerb mit kostengünstigeren Ange-
boten auf der tschechischen Seite oder durch tschechische Unternehmen auf der bayeri-
schen Seite viel stärker auf die in der Nähe der Grenze gelegenen Gebiete auswirken.
Auch das Problem einer Pendlerzunahme wird in der unmittelbaren Nähe zur Grenze
wohl sehr viel mehr als etwa im Regensburger Raum zu spüren sein.
Es wird aber auch befürchtet, daß umgekehrt die Vorteile und Marktchancen einer EU-
Osterweiterung eher in den grenzfernen Gebieten Bayerns oder anderer Bundesländer
genutzt werden können als in unmittelbarer Grenznähe, wo man davon ausgeht, zu-
nächst stärker von den Belastungen und Problemen durch die Osterweiterung und ihrer
Bewältigung betroffen zu sein und weniger von den mit der Erweiterung verbundenen
Vorteilen profitieren zu können.
Die Anforderungen, mit denen Unternehmen und Arbeitnehmervertreter, aber auch re-
gionale Akteure konfrontiert werden, werden sich also wohl deutlich unterscheiden, um
so mehr, als gerade in den unmittelbar an der Grenze gelegenen Bereichen die Arbeit-
nehmer vielfach in tarifungebundenen und betriebsratslosen Betrieben arbeiten und ihre
Interessen selbst vertreten müssen, aufgrund einseitiger Wirtschaftsstrukturen dort aber
kaum Beschäftigungsalternativen haben.
4.3 Auch sektoral sind die Unternehmen und ihre Arbeitnehmervertretungen
bzw. Belegschaften ziemlich unterschiedlich von den erweiterungsbedingten
Auswirkungen und Anforderungen betroffen
Auch in sektoraler Hinsicht stellen sich die Probleme und Aufgaben für die Unterneh-
men und Arbeitnehmervertreter sehr unterschiedlich. Nehmen wir das Problem der Pro-
duktionsverlagerung: Hier gibt es unterschiedliche Einschätzungen, inwieweit bereits
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das meiste in den vergangenen 10 Jahren – zumindest in Richtung Tschechien – ge-
schehen ist, oder ob es durch die EU-Erweiterung nicht zu einem neuen Schub kommt,
so daß Produktionsprozesse verstärkt, wenn auch mehr in andere MOE-Länder, verla-
gert werden. Die Anforderungen insbesondere an die Betriebsräte stellen sich also bei
Industriebetrieben vor allem im Metall- und Elektrobereich anders dar als etwa im
Handwerks- oder Dienstleistungsbereich. Standorterhaltung, Kooperation mit tschechi-
schen Arbeitnehmervertretern, tarifpolitische Abstimmung usw. stehen daher bei größe-
ren Industriebetrieben in den bayerischen Grenzregionen im Vordergrund.
Anders sehen offenbar die Anforderungen und Erwartungen in kleineren und mittleren
Unternehmen aus, vor allem im Handwerk und im Dienstleistungsbereich. Während das
Handwerk einerseits angesichts des Facharbeitermangels sogar auf eine Zuwanderung
von Fachkräften und Ausbildungsnachwuchs u.a. aus Tschechien hofft, bestehen in die-
ser Branche die größten Befürchtungen wegen einer unmittelbaren Billiglohnkonkur-
renz: sei es durch entsprechende Leistungen von im tschechischen Grenzgebiet angesie-
delten Unternehmen, sei es durch den Einsatz von Arbeitnehmern tschechischer Unter-
nehmen, die sich diesseits der Grenze niedergelassen haben (oder gar von deutschen
Konkurrenten angeboten werden, die in Tschechien Tochterfirmen gründen, Arbeit-
nehmer anwerben und hier in Bayern einsetzen). Von daher spielt für manche kleinere
Unternehmen, insbesondere für das Handwerk in den grenznahen Gebieten, das Pro-
blem der Niederlassungsfreiheit eine größere Rolle als das der Arbeitnehmerfreizügig-
keit, von der inzwischen wohl weithin angenommen wird, daß sie ohnehin schrittweise
so umgesetzt wird, wie dies zwischen der EU und den beteiligten Regierungen verabre-
det ist.
4.4 Die Unternehmen in den bayerischen Grenzregionen scheinen sich nach wie
vor kaum gezielt auf die neue erweiterungsbedingte Wettbewerbskonstella-
tion vorzubereiten
Trotz der vielen Hinweise, daß die Unternehmen, Verbände und Kommunen in den
bayerischen Grenzregionen aufgrund der bevorstehenden Osterweiterung verschiedenste
Befürchtungen hegen und Schwierigkeiten erwarten, haben wir bisher den Eindruck,
daß diese Probleme insgesamt gesehen eher etwas abgehoben analysiert und diskutiert
werden, als daß dazu planmäßig und vor Ort Vorkehrungen entwickelt und Aktivitäten
ergriffen werden, wie man mit diesen Anforderungen am besten umgehen könnte, was
angesichts des Zeitdrucks schwerlich nachvollziehbar ist. Vor allem sieht es so aus, als
ob in den Unternehmen trotz der schon seit längerem praktizierten grenzüberschreiten-
den Unternehmenskooperationen in Form von Produktionsverlagerung, der Bildung von
Joint Ventures oder der Gründung von Tochterfirmen in dieser Hinsicht vergleichsweise
wenig passiert. Hinweise auf weitergehende Aktivitäten etwa zur Weiterqualifizierung
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der eigenen Belegschaften, zur Eruierung und grenzüberschreitenden Nutzung von In-
novationsmöglichkeiten usw. gibt es bislang kaum. Insgesamt scheinen sich die Unter-
nehmen also nach wie vor kaum auf den Erweiterungsschritt vorzubereiten, wie dies
schon einmal von einem Kollegen in einer Studie vor einem Jahr konstatiert worden
war.
Auch überbetriebliche Kooperations- und Qualifizierungsaktivitäten etwa auf Verband-
sebene scheinen bislang kaum in Gang gekommen zu sein, wiewohl deren Notwendig-
keit im Handwerk vereinzelt, allerdings ohne den Anlaß der Osterweiterung, diskutiert
zu werden scheint. Schließlich drängt sich uns in diesem Zusammenhang die Frage auf,
inwieweit etwa hinter den offensichtlich in den Grenzregionen verstärkt zu beobachten-
den Verbandsaustritten auch eine strategische Orientierung dahingehend zu suchen sein
könnte, sich zumindest auf diese Weise perspektivisch auf die Osterweiterung und die
damit verbundenen personal- und lohnpolitischen Optionen „vorzubereiten“? Hier wäre
es wichtig, zu erfahren, inwiefern unser Eindruck trügt oder zumindest inwieweit er zu
differenzieren ist.
4.5 Bislang finden sich wenig Hinweise auf erweiterungsbezogene Aktivitäten
und grenzüberschreitende Initiativen auf der Ebene der betrieblichen und
regionalen Arbeitnehmervertretungen
Nicht zuletzt haben wir die Einschätzung, daß trotz der Stellungnahmen und Diskussio-
nen zur EU-Osterweiterung innerhalb der IG Metall im Rahmen der Zukunftsdebatte,
der von der Otto-Brenner-Stiftung organisierten und geförderten Tagungen und vor al-
lem der besonderen Anstrengungen des IG Metall Bezirks Bayern im Rahmen der inter-
regionalen Tarifpolitik, auf der Ebene der Arbeitnehmervertretungen kaum erweite-
rungsbezogene Aktivitäten zu verzeichnen sind. Dies liegt wohl nicht nur daran, daß
von gewerkschaftlicher Seite zu wenig zu geschehen scheint, wie etwa der Kollege
Horwedel moniert. Auch grenzüberschreitende Aktivitäten im Rahmen der interregio-
nalen Tarifpolitik finden vielfach nur punktuell und anlaßbezogen statt. Vor allem
scheint es auf Interessenvertretungsebene vor Ort bislang keine nennenswerten Aktivi-
täten und Aktionen zu geben, die sich mit den Anforderungen, Vorkehrungen und Op-
tionen aufgrund der EU-Osterweiterung befassen, obwohl die damit verbundenen An-
forderungen und Befürchtungen durchaus in der einen oder anderen Weise vor Ort pro-
blematisiert werden. Bis auf wenige grenzüberschreitende Kontakte zwischen bayeri-
schen Betriebsräten und tschechischen Betriebsgewerkschaftern im Falle von deutschen
Mutterfirmen, die Tochterfirmen in Tschechien haben, und abgesehen von den ganz
wenigen informellen Möglichkeiten tschechischer Betriebsgewerkschafter, an Sitzungen
der Eurobetriebsräte deutscher oder bayerischer Großunternehmen teilzunehmen, gibt es
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auch in dieser Hinsicht offenbar kaum Kontakte, geschweige denn planmäßig und sy-
stematische Treffen und Kooperationsaktivitäten.
Ähnlich sieht es wohl auf der Ebene der Verwaltungsstellen aus, wo diesbezüglich
ebenfalls nicht allzuviel bewegt zu werden scheint; zu mächtig ist das Tagesgeschäft, zu
vielfältig sind die alltäglichen Probleme, wie sie von den Arbeitnehmervertretungen aus
den Unternehmen an sie herangetragen werden. Auch hier wären wir stark daran inter-
essiert, zu erfahren, inwieweit diese Einschätzung zutrifft.
Wenn es hier tatsächlich auf lokaler Ebene an entsprechenden Aktivitäten und Möglich-
keiten fehlt, wäre zu überlegen, ob dafür nicht im Rahmen des Projekts ein Ansatzpunkt
geschaffen werden könnte, in dem etwa in einer interessierten Verwaltungsstelle ein
Treffen veranstaltet wird; auf diese Weise könnten sich etwa einschlägig interessierte
und betroffene Betriebsräte, ggf. mit tschechischen Gewerkschaftskollegen, über ihre
Erfahrungen, Befürchtungen und Probleme anläßlich der bevorstehenden Osterweite-
rung austauschen und darüber diskutieren, welche Möglichkeiten und konkreten Lö-
sungsansätze bestehen, um als Arbeitnehmervertreter auf beiden Seiten der Grenze im
Interesse der Beschäftigten auf den Erweiterungsprozeß vor Ort Einfluß zu nehmen.
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In der Diskussion zu den Vorträgen der Projektbearbeiter des ISF München werden vor
allem folgende Punkte hervorgehoben:
• In Deutschland und auch in den Grenzregionen wird bereits wieder über Fachkräf-
temangel geklagt und daher ein möglichst freizügiger Zugang für Arbeitskräfte aus
den Beitrittsstaaten gefordert. Dennoch wird nicht mit einem großen Run von
tschechischen Pendlern gerechnet, weil sich das Pendeln aus größeren Entfernun-
gen für sie nicht rentieren würde. Generell wird bestätigt, dass heute deutlich weni-
ger Pendler aus Tschechien in Deutschland arbeiten als noch in den 90er Jahren,
deshalb müßten darauf bezogene Ängste in der Bevölkerung abgebaut werden.
• Von der Osterweiterung wird weniger ein Pendlerproblem, denn ein neuer Schub
zur Verlagerung von Produktionsstandorten befürchtet, da die den Nachbarländern
dann zur Verfügung stehenden EU-Fördergelder Verlagerungsanreize darstellen
können. Das heißt, es wird erwartet, dass nicht so sehr die Pendler in deutsche In-
dustriebetriebe kommen, sondern eher die Betriebe in die Beitrittsstaaten ziehen.
• Auch wenn die EU-Osterweiterung insgesamt als positiv einzuschätzen ist, so wird
es im Zuge dieses Prozesses neben Gewinnern sicherlich Verlierer geben, was sich
regional unterschiedlich zeigen dürfte. So bestehen Befürchtungen, dass die Grenz-
gebiete eher Verluste erleiden werden, während Gewinne eher in grenzfernen Ge-
bieten zu erwarten sind. Daher wird der Politik die Aufgabe zugewiesen, Maßnah-
men zu ergreifen, um eine solche Ungleichverteilung zu verhindern.
• Die Befürchtung, zu den Verlierern der EU-Osterweiterung zu gehören, wird in der
Region Ostbayern durch die Erfahrung der ArbeitnehmerInnen genährt, dass es
dort bereits nach der Öffnung der Grenzen 1990 ff. vor allem zu Produktionsverla-
gerungen in Richtung Osten gekommen ist. Besonders betroffen waren Frauenar-
beitsplätze (Stichwort: Kabelfertigung). Dabei wurde seitens der tarifgebundenen
Unternehmer besonders damit argumentiert, dass wegen der durch die Tarifpolitik
verursachten hohen Lohnkosten die Arbeitsplätze hier nicht erhalten bleiben konn-
ten. Ängste, im Gefolge der Osterweiterung den Arbeitsplatz zu verlieren, bestehen
daher vor allem auch in beschäftigungsintensiven Bereichen mit hohen Lohnko-
stenanteilen wie dem Handwerk und in Teilen des Dienstleistungssektors. Daher
kommt es darauf an, durch Aufklärung über die tatsächlich zu erwartende Ent-
wicklung den Kollegen unbegründete Ängste zu nehmen.
• Generell wird es daher für wichtig, gehalten, wegen der regional und sozial unter-
schiedlichen Auswirkungen politische Maßnahmen zur Umverteilung von Verlu-
sten und Gewinnen zu ergreifen. Grundsätzlich wird aber moniert, dass es zu wenig
Informationen über politische Aktivitäten auf dieser Ebene gibt.
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• Es wird zu Bedenken gegeben, dass in vielen Handwerksbranchen Schwierigkeiten
bestehen, Auszubildende zu bekommen, und von daher auf Arbeitskräfte aus
Tschechien gehofft wird. Auch die Dienstleistungsbranche hegt solche Erwartun-
gen. Hinzukommt, dass viele Arbeitsplätze nur mit Pendlern aus Tschechien be-
setzt werden können.
• Bestätigt wurde, dass bislang, gerade auch wegen der diffusen Arbeitsplatzängste
wenig Bereitschaft bei den Beschäftigten besteht, sich mit der EU-Osterweiterung
zu befassen. Aber auch in den Unternehmen der Grenzregion gibt es bislang wenig
strategische Überlegungen zum Thema EU-Osterweiterung. Von daher wird ange-
regt, bei den Betriebsfallstudien positive Fälle grenzüberschreitender Wertschöp-
fungsketten als „best practice“-Beispiele einzubeziehen.
• Angesichts der vor allem in der Region Passau derzeit zu beobachtenden besonders
massiven Tarifflucht wird die Frage gestellt, inwieweit neben den schwergewichtig
als Untersuchungsregionen ausgewählten Bereichen Amberg und Regensburg auch
die anderen Grenzregionen von den Projektergebnissen profitieren können.
• Der Vermutung, dass die sich in der ostbayerischen Grenzregion häufenden Ver-
bandsaustritte auch als eine Art Vorbereitung auf die EU-Osterweiterung anzuse-
hen sind, wird widersprochen. Die Verbandsaustritte werden vielmehr mit spezifi-
schen Problemen der einzelnen Betriebe und insbesondere damit, dass sich die
Unternehmensverantwortlichen davon kurzfristige Vorteile erhofft haben, erklärt.
Die Projektbearbeiter weisen daraufhin, dass die Forderung politischer Lösungen zur
Vermeidung von Ungleichheiten aufgrund der EU-Osterweiterung sicherlich richtig und
notwendig sei, dass damit aber Disparitäten nicht restlos abgebaut, allenfalls abgemil-
dert werden können. Insgesamt besteht der Eindruck, dass von der Politik davon ausge-
gangen wird, dass ein gewisser Grad an Zumutungen von den Betroffenen hinzunehmen
sei und historische Umbrüche eben auch zu als ungerecht empfundenen Disparitäten
führen könnten. Auch wenn das Gros der Migrationsbewegungen bereits in den letzten
Jahren erfolgt zu sein scheint und daher nicht mit massiver Zuwanderung zu rechnen ist,
dürfte es schwer sein, dies den Menschen zu vermitteln, weil sie negative Erfahrungen
mit der Grenzöffnung gewonnen haben. Sicherlich lassen sich Best practice-Fälle iden-
tifizieren und beschreiben, aber sie können nur als Anregung für andere dienen und
können nicht als nachzuahmende Beispiele verallgemeinert werden. Vorgesehen ist, in
den anderen Bereichen der Grenzregion ergänzende Interviews durchzuführen, so dass
auch deren Probleme erfaßt werden; insbesondere wenn sich dafür besondere Konstel-




Artur Horwedel, IG Metall Bayern
Rede beim 1. Arbeitsgespräch
im Rahmen des Projektes „Risiken und Chancen der EU-Osterweiterung für die Arbeit-
nehmerInnen am Beispiel der ostbayerisch/tschechischen Grenzregion“
am 06. Juni 2002 im Atrium Hotel in Nürnberg
Handlungssituation der Arbeitnehmervertreter in der Grenzregion
1. Vorbemerkung
Persönliche Vorstellung – Daten und Fakten
• Warum, vor welchem Hintergrund aktivierte die IG Metall Bezirksleitung diese
Arbeit?
• Mit wem: KOVO-Verband, Betriebsgewerkschaften, IGM Vorstand, EMB-IMB
• Wie: Kooperation auf Vorstandsebene, Betrieb, Seminare und Tagungen
Inhalte
• Gewerkschaftliche Tagesarbeit, z.B. Organisationsstrukturen, Tarifpolitik, Bil-
dungsarbeit, etc.
• EU-Osterweiterung
• Geschichte – Historik, Benes-Dekrete
2. Vorbemerkung
Ich habe in den letzten acht Jahren in Tschechien (CZ) in Betrieben mit internationaler –
deutscher Kapitalbeteiligung (oder in rein deutscher Hand) vor dem Hintergrund der
Standortentscheidung
• Risiken und Chancen fürs Kapital




Warum sind sie hier mit einem Produktionsstandort?
Die Antworten waren in den Kernaussagen:
1. Es gibt einen „Neuen großen Markt“
2. Wir haben Produktionsvorteile – Löhne und Arbeitszeit sind günstig und Um-
weltaufgaben sind im Gegensatz zur BRD gleich Null
3. EUROPA ist nicht vollständig – die Osterweiterung ist eine historische Chance und
darf nicht zerredet werden
Warum stelle ich diese dritte Antwort – Osterweiterung so heraus?
Für mich haben sich die Gewerkschaften, sowohl in der BRD als auch in Tschechien,
erst seit zwei Jahren etwas intensiver darum gekümmert und dabei fast den Anschluss
verpasst.
Wir haben auch zu lange nur das Thema Arbeitnehmerfreizügigkeit behandelt. Das ist
sicher wichtig, aber dabei wurden viele Felder der EU Osterweiterung vernachlässigt
um die sich Gewerkschaften kümmern müssen. Aber ich denke, das wird jetzt besser,
auch mit dieser Studie.
Doch nun zum eigentlichen Thema.
Die Handlungssituation oder Handlungsfelder für Arbeitnehmervertreter hängen grund-
sätzlich von eigener Stärke oder Schwäche ab und werden im hohen Maß von politi-
schen, ökonomischen und sozialen Rahmenbedingungen beeinflusst. In Grenzregionen
verschärfen sich diese Bedingungen durch
a) Internationale Interessen Auflagen an
b) Nationale Interessen Förderungsmitteln
c) gesonderte arbeitsmarktpolitische Voraussetzungen
d) nicht zu unterschätzende mentale Fragen und Antworten, z.B. Kultur und Sprache
in der Geschichte oder Historie
Stichworte haben wir zur Zeit mehr als genug – ich nenne nur eines: Vor dem Hinter-
grund von nationalen Wahlen und der Debatte zur EU-Osterweiterung, die unselige De-
batte um Benes-Dekrete, das gefährliche Spiel der Politik an der Spitze in Österreich
Haider, bei uns in der BRD Stoiber und in CZ von Zemann.
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2. Stichwort Migration – Arbeitnehmerfreizügigkeit – Pendler – Konsequenzen die zu
erwarten sind – Tschechen wollen nicht auswandern
Zur Ökonomie = Wir sind ein Wirtschaftsraum – es gibt einen offenen Waren- und Ka-
pitalverkehr – „Handel verbindet“
Tschechien 69 % Export in EU
66 % Import aus EU
Die tschechische Republik ist der wichtigste Handelspartner der BRD in den MOE
Staaten.
BRD Unternehmen exportieren im Jahre 2000 Waren im Wert von 15 Milliarden Euro
Zuwachs 12,7 %.
Der Import wuchs auf 14,5 Milliarden Euro.
Von den 15 Milliarden Handelsvolumen liegt der Höchste in Bayern bei 7,1 Milliarden.
Investitionen aus der BRD
1990 – 2000 - 5,7 Milliarden US Dollar – 25 % aller Investitionen
Wollten wir jedoch alle Fassetten der aktuellen Rahmen Daten ansprechen, wir würden
uns heute im Gestrüpp der Vielfalt verfangen.
Arbeitnehmervertreter in der Grenzregion
Die Rechtsposition bei uns ist in diesem Kreis bekannt
Die Rechtsposition der tschechischen Kolleginnen und Kollegen ist für die meisten
handelnden Akteure bei uns nicht, oder nur ungenügend bekannt. Umgekehrt gilt aber
auch das selbe, obwohl in der tschechischen Presse über uns 10mal soviel geschrieben
wird als in der BRD.
1. Feststellung
Wenn es den Gewerkschaften nicht gelingt, die Rechtssysteme und Grundlagen transpa-
rent zu machen ist eine offensive gemeinsame Strategie kopfamputiert.
Es geht nicht darum, wer ist der Bessere oder wer hat das bessere System!
Es geht darum wie können wir gemeinsam Politik gestalten.
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Der alte Grundsatz der Bildungsarbeit in der Arbeiterbewegung – Bildung und Wissen
ist der erste Schritt zur Besserung – muss für diese Situation neu aktiviert werden.
Hier in der Grenzregion wurden die Investitionen der Unternehmer in Tschechien über
Jahre auf die Überschriften fokussiert wie:
• Die nehmen uns die Arbeit weg
• Die drücken unseren sozialen Standard
• Die beeinflussen unsere TV-Politik
• Es kommt zu Sozialdumping
Wenn man wagte zu sagen:
Langfristig ist die Grenzregion Gewinner, wurde man belächelt.
Dabei verkenne ich nicht die Problemfelder in den Bau und Bauhandwerksbereichen
und Branchen. Dies sollten wir wenn notwendig gesondert aufarbeiten.
Das Bewusstsein und die Erwartungen der Mitglieder von ihrer Gewerkschaft, das ja
auch das Handeln bestimmt, muss hinterfragt werden. Wir haben in Tschechien viele
Probleme und Schwierigkeiten eine geschlossene Akzeptanz von Zielen zu erreichen.
Zentrale Fragen sind:
• Wo sind Kerninteressen?
• Wo sind allgemeine Aufgaben?
• Wo sind persönliche Vorteile?
Gerade das Letzte ist in einer Grenzregion besonders ausgeprägt.
2. Feststellung
Die unterentwickelte Kultur des politischen Dialogs des politischen Handelns und damit
die Bündelung von Interessen und Durchsetzungschancen müssen in der Grenzregion
vom Betrieb ausgehen und mitorganisiert werden.
Es ist schon wichtig, dass die Menschen an Weihnachten, am Jahresende einen Dank
bekommen. Nur das Bewusstsein muss geschärft werden, dass den Arbeitnehmern
nichts geschenkt wird, dass sie jeden Tag hinstehen müssen, um ihre Rechte zu vertei-
digen.
Letzter Punkt der Handlungssituation von Arbeitnehmern in der Grenzregion ist die
Gestaltung und Anwendung des „sozialen Dialoges“.
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Ich gehe hier auch wieder davon aus, dass das, was wir darunter verstehen, in dem Krei-
se klar ist.
Ob es im Betriebsalltag um das Verhandeln, Beschließen und Anwenden von Verträgen
oder um die Gestaltung der Tarifverträge der Politik durch Gewerkschaft und Verbände
in Tschechien geht:
• Den Gewerkschaften fehlt in der Tarifpolitik der Partner auf der anderen Seite – es
• gibt so gut wie keine Arbeitgeberverbände
• Es gibt kaum Branchen-TV, wenn ja, haben sie eine geringe Bindekraft
• Die Betriebsgewerkschaften, die autonom Tarifverträge aushandeln, sind oft nicht
streikfähig.
3. Feststellung
Wenn die Arbeitsbeziehungen Grundlage der menschlichen Beziehungen sind, müssen
sie vorgelebt werden.
Arbeitgeber und Ihre Beauftragten haben ein hohes Maß an Verantwortung für die
Kultur des sozialen Dialoges. Diese wird oft an der Grenze abgegeben und vor Ort von
Großen wir Kleinen sträflich missachtet.
Sozialer Dialog ist keine Einbahnstraße.
In der Grenzregion ist das Zusammenleben von Menschen durch Sprachprobleme,
Mentalität, Geschichte, etc. viel sensibler als anderswo.
Deshalb hat auch der soziale Dialog eine viel höhere Wertigkeit.
Wir haben mit unserer bilateralen interregionalen Zusammenarbeit von der Tarifpolitik




Die Ausführungen von Joseph Stredula, Vizepräsident der tschechischen Metallge-
werkschaft KOVO zum Thema „Einschätzungen aus Sicht der tschechischen Ar-
beitnehmervertretungen“ richten sich auf folgende Punkte:
• Mit diesem Projekt geschieht es das erste Mal, dass das Thema der EU-
Osterweiterung von allen betroffenen Akteuren aufgegriffen wird. Es ist bedauer-
lich, dass erst in der Endphase der Vorbereitung der Erweiterung damit angefangen
wurde. Die Situation ist generell an den Grenzen der MOEL zu den bisherigen EU-
Staaten schwierig, nicht nur zwischen Deutschland und Tschechien. Je näher der
Beitrittstermin rückt, desto mehr wird das Thema politisiert, insbesondere rechts-
orientierte Bewegungen versuchen daraus Profit zu schlagen. .
• Jeder muß sich selber fragen, was er zur Kontaktaufnahme der Ost-Gewerkschaften
beigetragen hat. Ein ständiger und umfassender Kontakt besteht zu Arthur Horwe-
del und zur IG Metall Bayern. Ansonsten werden Kontakte nur angeknüpft, wenn
bei tschechischen Betrieben mit Beziehungen zu deutschen Unternehmen konkrete
Probleme auftreten. Dann wird versucht mit Hilfe der IG Metall oder der deutschen
Betriebsräte zu Lösungen zu kommen.. Weitere Kontakte zu Gewerkschaften ande-
rer EU-Länder existieren nicht.
• Als Beispiel für das Eindringen des deutschen Kapitals nach Tschechien sei ein
negativer Extremfall angeführt: Bei der Fa. Bosch/Diesel in Iglau/Tschechien mit
4300 Arbeitnehmern wurden die Gründer der Betriebsgewerkschaft sofort vom
Management angegriffen, wobei die Attacken auch körperliche Formen annahmen.
Das war vor einem Jahr. Seit einem Monat gibt es wieder eine Betriebsgewerk-
schaft, deren Mitgliederzahl beständig wächst. Dies wurde möglich durch die Un-
terstützung von Artur Horwedel, der den Besuch von Siemens-Eurobetriebsräten
organisiert hat. Es gibt aber auch ein anderes positives Beispiel: In Budweis, wo
Automobilindustrie angesiedelt ist, gibt es ein Unternehmen, in dem ein regelmäßi-
ger sozialer Dialog stattfindet. Aber auf die negativen Beispiele wird sofort und
mehr geachtet als auf die positiven.
• Informationen zum derzeitigen Lohnniveau: Der Durchschnittslohn in der Metall-
industrie beträgt in Tschechien 14300 Kronen brutto. Der Durchschnittslohn insge-
samt beträgt 14400 Kronen. Er entspricht netto etwa 25 % des deutschen Durch-
schnittslohns. Prognosen gehen davon aus, dass der Lohn bis 2008 40% des deut-
schen Durchschnittslohns erreichen soll. Die Kaufkraft des Durchschnittsnettolohns
entspricht heute allerdings 65% des durchschnittlichen deutschen Lohns und soll
bis 2008 das Niveau von 75% erreichen.
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• Die Arbeitslosenquote liegt derzeit bei ca. 9%, in den Grenzregionen zur bayeri-
schen Grenze liegt sie zwischen 4,9% und 9,1%, ist also in Durchschnitt niedriger
als im Landesdurchschnitt. An der Grenze zu Sachsen ist die Arbeitslosigkeit dop-
pelt so hoch, dort liegt sie zwischen 8,2 und 21,4 %.
• Bei den Pendlern muß differenziert werden nach der Art des Pendlens. Seit 1991
gibt es einen Vertrag zwischen Tschechien und der Bundesrepublik Deutschland,
der diese Zahlen regelt. So gibt es neben den täglich pendelnden auch Arbeitskräf-
te, die eine Arbeitserlaubnis für einen Aufenthalt von 12 bis 18 Monaten haben.
Heute gibt es insgesamt in Deutschland ca. tschechische 5000 Pendler, die vor al-
lem in nicht-qualifizierten Tätigkeiten arbeiten. Ein Ausnahme stellen hier die Re-
stauratoren dar. Ansonsten arbeiten die Pendler in der Land- und Forstwirtschaft
und in der Industrie. Umgekehrt arbeiten auch Deutsche in Tschechien. Vor allem
arbeiten mehr hochqualifizierte Deutsche regelmäßig und langfristig in Tschechien,
insbesondere als Manager in tschechischen Betrieben, als umgekehrt tschechische
Hochqualifizierte in Deutschland. Laut einer Studie, die in Zusammenarbeit mit
dem Arbeitsamt in Nürnberg entstanden ist, besetzen tschechische Pendler in
Deutschland vorwiegend Arbeitsplätze, die von deutschen Arbeitskräften nicht ge-
wollt werden. Es wird angenommen, dass sich die Pendlerzahlen um 70% verrin-
gern, sollte das tschechische Lohnniveau auf 50% des deutschen Durchschnitts-
lohns steigen. Heute liegt das Lohnniveau aufgrund des Wechselkurses noch bei
25% des deutschen Niveaus. Der größte Anstieg der Pendlerzahl fand 1992 statt.
Mittlerweile beläuft sich die Zahl der Pendler nur noch auf 20% des damaligen
Standes.
• Schwieriger zu beurteilen ist das Problem der Schwarzarbeit; bei den Möglichkei-
ten ihrer Bekämpfung spielt die jeweilige Gesetzgebung der beteiligten Länder ein
wichtige Rolle.
• Insgesamt arbeiten in Deutschland 10 000 Tschechen; in Tschechien arbeiten hin-
gegen insgesamt 165 000 Ausländer. Arbeitskräfte aus der Slowakei als früherem
Teil des gemeinsamen Staates haben einen Sonderstatus. Für Tschechien stellt sich
das Problem der osteuropäischen Migranten, also vor allem von Arbeitskräften, die
aus Rußland, Rumänien, aus der Ukraine etc. kommen, dringender als in Deutsch-
land. Denn auf dem tschechischen Arbeitsmarkt herrscht Arbeitskräftemangel, be-
nötigt werden ca. 100 000 Arbeitnehmer; das ist eine neue Situation für die Tsche-
chen.
• Wichtiger geworden ist auch die Verlagerung von Produktionsstätten noch weiter
in den Osten. In Tschechien können wir daher durch Produktionsverlagerungen aus
dem Ausland nicht mehr wachsen. Da aber das tschechische BIP in den letzten drei
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Jahren um 3,6% gewachsen ist und sich damit auf dem Niveau von 46% der deut-
schen Wirtschaft – mit Tendenz weiter nach oben – bewegt, verstärkt sich der
Druck auf die Verlagerung von Produktionsstätten aus Tschechien nach Osten.
Diese weiterreichende Ostverlagerung der Produktion (z.B. nach Rumänien) ist da-
her eine viel größere Bedrohung. Die Zulieferer von Skoda und VW werden ihre
Standorte z.B. noch weiter in Richtung Osten verschieben. Und es ist nicht abzuse-
hen, was passiert, wenn sich die politische Lage in Russland stabilisiert. Denn
Tschechien ist als kleines Land auf langfristige im Land verbleibende Direktinve-
stitionen angewiesen, wird aber Großinvestoren kaum auf Dauer binden können.
• Die tschechischen Gewerkschaften ihrerseits sind bereit sich ggf. solidarisch mit
den deutschen zu verhalten. Sollte jemand in Deutschland in einem Arbeitskampf
mit der Verlagerung von Aufträgen oder Produktionsstätten nach Osten drohen,
dann wird von der tschechischen Seite versucht, das zu verhindern.
• Was sind die Wünsche der tschechischen Arbeitnehmer an die deutschen Gewerk-
schaften? Die KOVO hat die größte Gruppe an Arbeitnehmervertretern in Unter-
nehmen mit westlichen Euro-Betriebsräten sitzen, aber die Rechtskraft der EBR-
Direktive 45 wirkt in Tschechien solange nicht direkt, wie man nicht in der EU ist.
Benötigt werden aber vor allem Informationen, um Verhandlungen führen zu kön-
nen. Eine Möglichkeit für grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Arbeitneh-
mervertreter könnte darin liegen, dass bei der Gründung von neuen Unternehmen in
Tschechien mit deutscher Unterstützung Betriebsgewerkschaften aufgebaut wer-
den, die sonst u.U. vom tschechischen Management verhindert werden. Wichtig ist
auch ein regelmäßiger aktiver und vor allem offener Informationsaustausch zwi-
schen beiden Seiten, damit nicht unausgesprochene Hürden zwischen den Ge-
sprächspartnern entstehen.
• In der tschechischen Republik wird übrigens mehr über die EU-Osterweiterung
diskutiert als in Deutschland. Zum Beispiel wurde ein von den EU-Staaten unter-
zeichnetes Memorandum zum Vertrag zwischen EU und Tschechien im Wortlaut
in der tschechischen Metaller-Zeitschrift veröffentlicht. In Deutschland geschieht
das nicht. Das bedeutet auch, dass man dann, wenn Lösungen für die Probleme der
EU Osterweiterung, also für Freizügigkeit oder Pendlertum, gesucht werden, auch
zugeben muß, was bislang noch nicht getan worden ist. Dann kann man noch mal
über die Problemlösung nachdenken. Große Schritte sind nicht so wichtig, vielmehr
sollten kleine Schritte realisiert werden. Dies werden nicht alles die Führungsspit-
zen der Gewerkschaften regeln können, die allenfalls politische Abmachungen tref-
fen können; für diese Schritte müssen wir selbst aktiv werden.
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Zu Beginn der Diskussion wird zunächst nach den Unterschieden in den rechtlichen
Rahmenbedingungen und Strukturen der tschechischen Arbeitnehmervertretungen ge-
fragt. Die Erläuterungen des Kollegen Stredula dazu können hier verständlicherweise
nur in groben Zügen festgehalten werden.
Grundsätzlich sei es für deutsche Kollegen kompliziert, die Struktur des tschechischen
Gewerkschaftssystems zu verstehen.
Wichtige Punkte sind:
• In Tschechien gibt es autonome Betriebsgewerkschaften, die eigenständig mit ihrem
Betrieb einen Betriebskollektivvertrag abschließen. Ferner gibt es ein Arbeitsge-
setzbuch, in dem die Rechte und Pflichten der Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Ge-
werkschaften festgeschrieben sind. Seit 2001 besteht eine neue Institution: Der sog.
Beschäftigtenrat, manchmal auch unzutreffender Weise mit Betriebsrat übersetzt,
der sich dann konstituiert, wenn ein Drittel der Beschäftigten in einem Betrieb das
verlangt. Der Rat kann aber keine Verhandlungen führen und auch keinen Kollek-
tivvertrag abschließen. Sobald sich im Betrieb eine Gewerkschaft formiert hat, endet
das Mandat des Beschäftigtenrats. Nach S. Kenntnis besteht derzeit nirgendwo ein
derartiger Beschäftigtenrat
• Eine Betriebsgewerkschaft kann von mindestens drei Personen, die älter als 18 Jahre
alt sind, gegründet werden. Sie muss nicht von einer staatlichen Stelle registriert (er
meint „anerkannt“ oder lizensiert) werden, es reicht aus, wenn ihr Bestehen mitge-
teilt wird. Sie verhandelt für alle Beschäftigten eines Betriebs, selbst wenn die Ge-
werkschaft nur aus diesen drei Personen besteht, und der Arbeitgeber muß mit die-
sen verhandeln. Eine Betriebsgewerkschaft kann auch Mitarbeiter von mehreren an-
deren Firmen vertreten, wenn dies deren Beschäftigte wollen. Dies hat den Vorteil,
dass sich Mitarbeiter aus verschiedenen Betrieben zusammen tun können.
• Der Mitgliedschaftsbeitrag beträgt 1% des Bruttolohns. 25% davon gehen an die
Gewerkschaftszentrale, 75 % verbleiben in der betrieblichen Gewerkschaftsorgani-
sation, eine Struktur, die in Tschechien historisch gewachsen ist. Wegen dieser ho-
hen „Eigenmittelquote“ können Betriebsgewerkschaften Freistellungen von Kolle-
gen selber finanzieren. Daher kann die Betriebsgewerkschaft bei VW/Skoda eigene
Ökonomen, Juristen, Arbeitsschutzinspektoren etc. beschäftigen.
• Insgesamt gibt es im Metallbereich 840 Betriebsgewerkschaften, die 1400 Kollek-
tivverträge aushandeln. Es ist möglich, dass zwei oder mehrere Gewerkschaften in
einem Betrieb bestehen, die sich dann untereinander einigen müssen; das ist aber
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selten der Fall, zumal auch die Arbeitgeber lieber nur mit einer Gewerkschaft ver-
handeln.
• In Tschechien liegt im Metallbereich der gewerkschaftliche Organisationsgrad bei
48%; von den 250 000 Mitgliedern der KOVO sind nur 174 000, also knapp 70%
aktiv. Welche weiteren Möglichkeiten gibt es zur Zusammenarbeit?
• Beim Streikrecht gibt es im Prinzip zwei Varianten. Nach dem Gesetz über kollekti-
ve Verhandlungen kann gestreikt werden, um einen Kollektivvertrag durchzusetzen.
Das betrifft Kollektivverträge sowohl auf betrieblicher Ebene als auch landesweit
auf Branchenebene. Bei der Urabstimmung müssen mehr als 50% der Belegschaft
für den Streik sein. Bei dem gesetzmäßigen Streik muß die Liste der Leute, die für
den Streik sind, allerdings dem Arbeitgeber vorgelegt werden. Das wird umgangen,
indem die Liste einem Notar hinterlegt wird, damit tschechische Manager, die Be-
triebsgewerkschaften liquidieren wollen, nicht die Namen der Leute erfahren. Als
zweite Variante gibt es noch den Streik ohne explizite gesetzliche Regelung. Hier
bezieht man sich auf die Menschenrechtskonvention, die in der Tschechischen Re-
publik Teil der Verfassung ist und das Streikrecht als Teil der Arbeitnehmergrund-
rechte begreift. Diese Variante ist für die Gewerkschaft günstiger, weil bestimmte
Regelungen (wie etwa die Namensliste) nicht eingehalten werden müssen, es besteht
aber auch die Gefahr, dass der Streik für rechtswidrig erklärt wird.
• Vor den Verhandlungen im Betrieb wird über den Dachverband eine zentrale Forde-
rungsliste erstellt. Dafür gibt es Spezialisten und Sekretäre in der KOVO, die auf die
Einhaltung der Mindestziele des Dachverbandes in jedem Unternehmen achten.
In der weiteren Diskussion werden vor allem folgende Punkte angesprochen:
• Es bestehen anscheinend gemeinsame Interessen bei der Verlagerung der Produkti-
on, daran kann man sicherlich anknüpfen. Neu ist die Information, dass die Anglei-
chung der Kaufkraft in Tschechien schneller erfolgt als angenommen.
• Die Tatsache allein, dass sich Arbeitnehmervertreter aus Deutschland und aus
Tschechien treffen, hat einen disziplinierenden Effekt für das Management dort, wo
solche Treffen stattfinden. Die Idee hinter den Beschäftigungsräten ist im übrigen
darin suchen, dass versucht wurde, damit bei den mittelständischen Arbeitgebern,
die weithin gewerkschaftsfeindlich eingestellt sind, eher auf Akzeptanz zu stoßen
• Der grenzüberschreitende Informations- und Erfahrungsaustausch kann nicht allein
über die Führungsspitze der Gewerkschaften erfolgen. Aber momentan sind die
Sprachbarrieren zu groß. Hilfreich wäre es daher, über Anlaufstellen und über
44
284_dokumentation.doc 30.07.02
Adressen von Ansprechpartnern aus der Region zu verfügen, die nicht nur als
Tschechen Deutsch sprechen, sondern die auch als Deutsche tschechisch sprechen
oder wo beide Seiten sich auf Englisch verständigen können.
• Es kommt darauf an, dass man regelmäßig grenzüberschreitend miteinander redet.
Die seit 1997 im Rahmen des Interregionalen Gewerkschaftsrates veranstalteten
Seminare haben dazu viel beigetragen, aber es reicht nicht aus, wenn man zwei mal
im Jahr eine Tagung veranstaltet. In diesem Zusammenhang ist auf ein neues Pro-
jekt des DGB hinzuweisen: Zweck des Projektes ist es, ein Arbeitnehmerbüro in Pil-
sen bzw. Marienbad sowie in Weiden als Anlaufstelle für Arbeitnehmer der bayeri-
schen Grenzregion und der Grenzregion Südböhmen zu errichten. Das Büro soll
einmal im Monat einen Beratungstag veranstalten und Infomaterial für Arbeitneh-
mer herausgeben. Ferner sollen 20 Seminare im Jahr stattfinden, auf denen insge-
samt ca. 1 200 Kollegen im Jahr informiert werden können, was allerdings ange-
sichts 250 000 gewerkschaftlich organisierter Mitarbeiter bei 700 000 Arbeitneh-
mern in der Grenzregion nicht allzuviel ist. Das Büro kann also nur ein Grundstein
für die Zusammenarbeit darstellen und Impulse für den Aufbau von Netzwerken lie-
fern. Der prospektive Projektbeginn ist der 01.07.02. Die Laufzeit soll zunächst 2
1/2 Jahre betragen, dann ist zu prüfen ob es über EURES fortgesetzt werden kann.
• Als wichtige Information ist festzuhalten, dass der Kongress der Metallgewerk-
schaften 2003 zum ersten Mal in Osteuropa und zwar in Prag stattfinden wird. Da-
mit besteht dort die Chance, der Welt der Metallgewerkschafter und -arbeitnehmer
zu zeigen, wie die Zukunft der erweiterten Europäischen Union gesehen wird.
• Generell wird die Notwendigkeit gesehen, im Rahmen des Projektes verstärkt den
Erfahrungsaustausch zwischen den Betriebsräten zu ermöglichen.
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Abschließend trägt der Kollege Udo Fechtner von der Grammer AG seinen „Erfah-
rungsbericht eines Betriebsrats aus der bayerischen Grenzregion“ vor. Ergänzend
zu den nachfolgenden Folien sind aus seinem Beitrag folgende Punkte hervorzuheben:
• Bislang gibt es zwischen den deutschen Betriebsräten der Fa. Grammer und den
Arbeitnehmervertretern der vier tschechischen Tochterfirmen keine offiziellen
Kontakte. Auch die Standorte wurden bislang nicht besichtigt Inzwischen gibt es ein
Schreiben von der KOVO aus Horastovice und Most, hierüber Kontakte zu knüpfen.
• Der PKW-Bereich der Fa. Grammer ist zwar der umsatzstärkste Betrieb, wobei frei-
lich 70 % der beschäftigten im Ausland tätig sind, der Bereich Fahrersitze ist zwar
schwächer, hat aber noch den höchsten deutschen Arbeitnehmeranteil.
• Mit der Umsatzsteigerung ging auch eine Zunahme der Beschäftigten einher, aller-
dings vorwiegend im Ausland. Denn die Art und Struktur der Tätigkeit im PKW-
Bereich, der einen jungen Produktbereich darstellt, haben sich sehr stark verändert:
Vor allem sind die einfachen Tätigkeiten ins Ausland verlagert, so z.B. wurden
Näharbeiten, für die man früher noch bis zu 100 Mitarbeiterinnen beschäftigt hatte,
nahezu komplett ausgelagert; lediglich die Herstellung hochwertiger Produkte sind
in Amberg verblieben. Verlagert wurden also vor allem einfache manuelle Tätig-
keiten, technologisch einfache Arbeitsgänge und sog. Nicht-Kernkometenzen wie
etwa Kunststoffspritzen, Schmiedeteile etc.), so dass davon vor allem die Nied-
riglohngruppen betroffen waren.
• Zudem haben sich die Kundenanforderungen verschärft. Die Zulieferung hat mög-
lichst vor den Toren der Montagewerke zu erfolgen, obwohl Grammer kein System-
lieferant ist. Aber auch die Preisanforderungen werden noch rigider, so rechnet man
z.B. bei Audi gegenüber den Zulieferern bereits mit dem Lohnniveau der Tsche-
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Welche Tätigkeiten wurden aus der AG verlagert?
• einfache Produkte mit hohen Handlingszeiten
  (Kopfstützen, Armlehnen)
• technologisch nicht hochwertige Produkte bzw. Arbeitsgänge
  (Nähen, Stoff-Lederstanzen)
• nicht als Kernkompetenz definierte Technologien
  (Kunststoffspritzen, Schäumen von Integralarmlehnen, Kaltschaumteile)
Die Kundenanforderungen, wie z. B. Fertigungsstandorte der Kunden, wirkten sich auch
auf die Standortentscheidung aus.
 Verlagerungsdruck auf nicht technologisch hochwertige Produkte wird weiter steigen





Chancen bzw. Vorteile für die Fertigungsbereiche in Deutschland:
• Nähe zum Kunden
• Fertigungstiefe, Flexibilität und Fertigung in Prozeßketten
• hochwertige Produkte
• relativ geringer Logistikaufwand
• reine Entwicklungsstandorte nicht darstellbar
• Erhalt und Aufbau des Know-How`s
• hohe Qualifikationsstandards




Land Anzahl der Werke Beschäftigte Gründung
Bulagrien 1 181 1998
Polen 1 231 1998
Rußland 1 500 1998
Slowenien 1 184 1998
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